




100 Jahre 
Volkshochschule Gelsenkirchen
Grußwort von Oberbürgermeister Frank Baranowski

Es ist in der Tat erstaunlich, dass es 1919, unmittelbar nach 
dem Ersten Weltkrieg mit all seinen Verheerungen, möglich 
war, Volkshochschulen ins Leben zu rufen. Andererseits 
aber war es, auch wenn es paradox erscheint, die Gunst der 
Stunde, die genutzt wurde. Denn das Ende des Kaiserreichs 
entfesselte Kräfte und verhalf Entwicklungen zum Durch-
bruch, für die sich zum Beispiel die Frauenbewegung und die 
Arbeiterbewegung schon lange eingesetzt hatten. 

War es bei der Frauenbewegung die Durchsetzung des 
Frauenwahlrechts, so hat die Arbeiterbewegung maßgeblich 
dazu beigetragen, Bildung nicht als Privileg von wenigen, 
sondern als grundlegend für die Entwicklung aller Menschen 
zu begreifen. Artikel 148 der Weimarer Verfassung forderte 
alle staatlichen Ebenen dazu auf, das „Volksbildungswesen“ 
einschließlich der Volkshochschulen zu fördern. Die Weiter-
bildung erhielt damit erstmals Verfassungsrang.

Es gehört ebenfalls zum Gründungsimpuls der Volkshoch-
schulen, Bildung nicht als bloße Vermittlung von Wissen 
zu begreifen. Bildung war und ist im Selbstverständnis der 
Volkshochschulen viel mehr. Bildung galt und gilt der Ent-
wicklung und Förderung von Talenten, dem Erkennen von 
Zusammenhängen, der Lebens- und Handlungsorientierung 
als mündige Bürgerin und mündiger Bürger. Kurz: der Entfal-
tung der Persönlichkeit.

Den Volkshochschulen ist es gelungen, diesen Ansatz 
immer wieder neu und zeitgemäß weiterzuentwickeln. Heute 
sind Globalisierung, Digitalisierung, Integration, Inklusion 
die Schlagworte, die verdeutlichen vor welchen geänderten 
Herausforderungen die Volkshochschule Gelsenkirchen 
heute steht und welche enorme gesellschaftliche Aufgabe sie 
wahrnimmt. Dadurch wird deutlich: Vieles hat sich in 
den vergangenen 100 Jahren gewandelt. Doch 
die Volkshochschule ist heute noch genauso 
lebendig und aktuell wie im Jahr 1919. 

Frank Baranowski
Oberbürgermeister der

Stadt Gelsenkirchen



... an dem Ausbau unseres geistigen Lebens mitarbeiten ...

Gelsenkirchener Allgemeine Zeitung, 3.11.1919
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m Jahre 2019 feiern die Volkshochschulen in Deutschland 
ihr 100-jähriges Bestehen. Auch die Volkshochschule in 
Gelsenkirchen wurde im Jahre 1919 gegründet. Dies bot 

Anlass, sich mit den Anfängen zu befassen. Eine Volkshoch-
schule gründen – und dies mitten in turbulenten Zeiten von 
Streiks, Aufständen, Demobilisierung, Nahrungsmittelknappheit 
und im Rahmen einer neuen staatlichen Ordnung? Wie ging 
so etwas? Und wie entwickelte sich die Bildungseinrichtung 
weiter? Das Institut für Stadtgeschichte Gelsenkirchen verfügt 
über einen reichen Schatz an Quellen, mit denen sich diese 
Fragen beantworten lassen. Doch vor allem überliefert es eine 
umfangreiche Plakatsammlung zu Veranstaltungen, die die 
Volkshochschule durchführte. Sie ziehen uns hinein in Fragen, 
auf die Menschen in ihren jeweiligen Zeiten Antworten suchten. 
Die Volkshochschule hat ihnen dafür einen Raum eröffnet. Wir 
werden die Angebote der Volkshochschule mit diesen Plaka-
ten punktuell ausleuchten. Diese Plakatsammlung stellt etwas 
Besonderes dar, und wir wollen sie aus dem Dämmerlicht des 
Magazins in das Zentrum der Geschichtsschreibung stellen. 
Die Überlieferung ist nicht über alle Zeiten gleich dicht. Dies hat 
auch mit dem Wandel der Kommunikations- und Werbeformen, 
mit dem Wandel des Angebots zu tun. Wir gehen hier deshalb 

exemplarisch vor und nicht mit einem Anspruch, die Zeitspanne 
zwischen 1919 und 2019 komplett und gleich dicht abzubilden. 

Viele Besucher und Besucherinnen werden sich an andere, 
wesentlich interessantere und für den Lebenslauf bedeu-
tendere Ereignisse erinnern. Das ist erlebte, kommunikative 
Geschichte und regt zu weiterem Austausch an. Wir haben mit 
dem Stadtarchiv ein kulturelles Gedächtnis der Stadt befragt 
und uns bei der Auswahl der Quellen davon leiten lassen, dass 
die Überlieferungen gesellschaftliche Probleme vergegenwär-
tigen, die die Volkhochschule aufgegriffen hat. Sie war wirklich 
stets am Puls der Zeit.

Die hier vorgestellte Geschichte ist keine linear erzählte 
Institutionengeschichte mit dem Anspruch auf Vollständig-
keit. Sie interessiert sich angesichts des begrenzten Raumes 
weniger für Statistiken und Zahlenwerke. Sie versteht sich als 
eine Kulturgeschichte von Erwachsenenbildung – von Lernen 
und Lehren, von Austausch und Fragen, von Befähigung und 
Ermächtigung – in Gelsenkirchen. 

Von ganzem Herzen gilt mein Dank dem Institut für Stadtge-
schichte Gelsenkirchen, das mich weit über das normale Maß 
an Archivbetreuung unterstützt hat.

Uta C. Schmidt
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1919 
Plakat mit dem ersten Programm 
der Volkshochschule, 
Vorderseite

Am 10. November 1919 begann an der Volks-
hochschule (VHS) in Gelsenkirchen der allererste 
Schulabschnitt, der bis zum 15. Januar 1920 dau-
ern sollte. Das Programm bestand aus zwei Säu-
len: Vortragsreihen und Arbeitsgemeinschaften 
einerseits sowie Fortbildungslehrgänge in den all-
gemeinen Grundfächern andererseits. Jeder und 
jede konnte Hörer werden, die das 17. Lebensjahr 
vollendet hatten und nicht mehr fortbildungsschul-
pflichtig waren. Für eine Mark Einschreibegebühr 
ließen sich alle Veranstaltungen in den ersten bei-
den Wochen frei besuchen – gewissermaßen eine 
„Schnupper-Flatrate“. Zur weiteren Teilnahme war 
die Lösung einer Hörerkarte erforderlich, die für 
jede Veranstaltung bis zu 10 Stunden 1 Mark, im 
Umfang von 10 Stunden und mehr 2 Mark betrug. 
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Die Gründung in Gelsenkirchen verstand sich als eine Bil-
dungsstätte „unserer handarbeitenden Bevölkerung ohne Un-
terschied des Glaubens und des Geschlechts“. Sie wollte „die 
geistigen Kräfte der Handarbeiter heben, sie zum Verständnis 
für die großen Zusammenhänge des Natur- und Weltgesche-
hens, für Rechte und Pflichten des Einzelnen den anderen und 
dem Ganzen gegenüber erziehen und dadurch die Wertschät-
zung eigener und fremder Berufstätigkeit wecken.“1 

Mit diesen Formulierungen knüpfte sie in ihrem Selbstver-
ständnis an Diskussionen zur Volksbildung an, wie sie bereits 
seit der Herausbildung der bürgerlichen Gesellschaft geführt 
wurden. Die Industrialisierung mit ihren Produktionsmethoden, 
der wissenschaftlich-technische Fortschritt und die Anforderun-
gen im urbanen sozialen Zusammenleben machten Bildungs-
konzepte nötig, die einerseits auf anwendungsorientierte 
Aus- und Weiterbildung zielten, sich jedoch gleichzeitig in der 
Tradition bürgerlich-aufklärerischer Selbstbildung 
klassenübergreifende integrative Wirkungen für 
das Gemeinwesen erhofften.2 Handwerker- und 
Arbeiterbildungsvereine entstanden. Seit der 
Jahrhundertwende nahmen die Bildungsangebo-
te in den konfessionellen Milieus, in der Arbeiter-, 
der Frauen-, der Jugend- und Lebensreform-
bewegung zu. Auf dem Gebiet des heutigen 
Gelsenkirchens, in Ückendorf, ist von 1902 bis 

1908 eine Fortbildungsschule belegt.3 Und auf der „Wiese“ in 
Alt-Gelsenkirchen wollte man bereits vor dem Ersten Weltkrieg 
ein „Haus der Bildung“ bauen.4 Im Adressbuch von Gelsenkir-
chen lassen sich 1913 eine Vielzahl von Vereinen finden, die 
sich auch der Bildung widmeten.5 Zu dieser „gebundenen“ Bil-
dung traten zunehmend Diskussionen um eine „freie“, das hieß 
überparteiliche und überkonfessionelle Volksbildung. Hier ging 
es um „freie“ Bildungsangebote für alle Bevölkerungsschichten 
unabhängig von Klasse, Religion, Herkunft, Geschlecht. Sie 
orientierte sich am Ideal wissenschaftsbezogener Bildung, um 
die bisher Ausgeschlossenen an den Segnungen von Kunst 
und Wissenschaft teilhaben zu lassen. Und sie verstand sich 
zunehmend als öffentliche, als kommunale Aufgabe.6 Wie 
intensiv das Bildungsthema in der Zeit diskutiert wurde, zeigt 
sich in den Klagen über die „Volkshochschulepidemie“7 oder 
den „Volkshochschulrummel“.8
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1919 
Titel der Volkshochschulsatzung 

Mit dem Wechsel des politischen Systems von 
der Monarchie hin zur Republik am 9. November 
1918 und der nun manifesten Teilhabe der Arbei-
terklasse an der politischen Macht war auch für 
die Volksbildung ein neuer Möglichkeitshorizont 
aufgespannt. 1872 hatte Wilhelm Liebknecht in 
seiner berühmten Rede „Wissen ist Macht – Macht 
ist Wissen“ noch der Vorstellung widersprochen, 
dass Bildung die Arbeiter befreien könne, und 
stattdessen herausgestellt: „Durch Freiheit zur 
Bildung! Nur im freien Volksstaat kann das Volk 
Bildung erlangen. Nur wenn das Volk sich politi-
sche Macht erkämpft, öffnen sich ihm die Pforten 
des Wissens.“9 Dies war in der Vorstellung der 
Gelsenkirchener Sozialdemokratie eingetreten – 
wenn auch nicht als „freier Volksstaat“, so doch 
immerhin als SPD-geführte preußische Landesre-
gierung. Und nun galt es, endlich die Pforten der 
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bislang klassengebundenen Bildung zu öffnen. Dazu gehörte, 
dass die neue Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 
1919 in Artikel 148 dem Volksbildungswesen und den Volks-
hochschulen einen eigenen Absatz widmete: „Das Volksbil-
dungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von 
Reich, Ländern und Gemeinden gefördert werden.“10

In Gelsenkirchen „stürzte sich“ – wie Stefan Goch schrieb11 
– gleich nach dem Erlass des SPD-Ministers für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung Konrad Haenisch vom 25. Februar 1919 
samt weiterer Empfehlungen vom 23. April12 die Stadtverordne-
tenfraktion der Mehrheitssozialdemokratie ganz im Sinne sozial-
demokratischen Bildungsstrebens auf die Frage der Volksbildung. 
Sie stellte einen Antrag auf Einrichtung einer Volkshochschule. 
Unterstützt wurde sie von den sozialdemokratischen Gewerk-
schaften. Der Antrag wurde angenommen, und am 10. November 
1919 konnte der erste Kurs der Volkshochschule beginnen. 

Im Vorfeld der Eröffnung schrieb die Gelsenkirchener All-
gemeine Zeitung die Volkshochschulgründung hingegen dem 

Oberbürgermeister von Wedelstaedt zu, der die Idee bereits 
am 14. März als Teil seines kommunalpolitischen Programms 
bei der Eröffnung der neuen Stadtverordnetenversammlung 
vorgetragen haben sollte. Für die Gelsenkirchener Allgemeine 
Zeitung wollte die Volkshochschule „an dem Ausbau unse-
res geistigen Lebens mitarbeiten und in ihrer Arbeit über der 
Trennung der Parteien, Konfessionen und Stände eine neue 
Gemeinschaft unseres Volkes finden.“13
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1919
Erste Seite der Volkshochschulsatzung

Die Einrichtung der Volkshochschule in kommunaler Trägerschaft 
war in Gelsenkirchen Ergebnis einer neuen politischen Kräftever-
teilung in Kommune, Provinz und Reich, vorbereitet durch längere 
Diskussionen und Entwicklungen im Bereich der Volksbildung. Dass 
sie auch von ehemaligen politischen Eliten mitgetragen wurde, ergab 
sich aus der Hoffnung auf Integration und Befriedung der mitten in der 
Bewältigung von physischen und psychischen Kriegslasten stecken-
den Stadt. Zudem ließen sich mit dieser Maßnahme verunsicherte 
Bildungsbürger wie Lehrer, Pfarrer, Juristen mit einer Aussicht auf 
Vortrags- und Seminartätigkeit einbinden, die ihrerseits schon lange 
zuvor Bildung für die „ungefestigte“ Arbeiterschaft angemahnt hatten. 
Gelsenkirchen konnte gar die „glückliche Tatsache“ verzeichnen, dass 
die in anderen Großstädten seit Kriegsende so drängende Arbeitslo-
sigkeit in dieser Stadt kaum bekannt war.14 Und so galt auch für Gelsenkirchen das, was Jürgen Pohl aus Recklinghausen 
verallgemeinernd zusammenfasste: „In der politisch, sozial und psychologisch diffizilen Nachkriegssituation mit der als na-
tionale Katastrophe empfundenen Niederlage, mit den Millionenverlusten an Menschen, mit Besatzungen, Reparationen, 
Inflation, Arbeitslosigkeit, mit der Angst vor Revolution und Putschen, sollte nun die Volkshochschulbewegung mithelfen, 
einen Weg aus diesem Dilemma zu finden.“15
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1920
Titel des Lehrplans der Volkshochschule 

Gelsenkirchen setzte die Anregungen, die der preußische 
Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung Konrad 
Haenisch am 23. April 1919 zu seinem Erlass verschickt 
hatte, geradezu mustergültig um: Sie sahen Volkshochschul-
gründungen in kommunaler Trägerschaft vor, die sich an den 
örtlichen Bildungsbedürfnissen der Bevölkerung orientieren 
und auf jeden Fall kostenpflichtig sein sollten, um die Ernst-
haftigkeit der Bildungsbemühungen zu unterstreichen. Sie 
plädierten für die Einrichtung von Volksbildungsausschüs-
sen, „denen (sic!) Männer und Frauen aller Parteirichtungen 
angehören“, um ein überparteiliches Angebot zu gewährleis-
ten. Haenisch propagierte das in der Volksbildung entwickel-
te pädagogische Modell der Arbeitsgemeinschaft, das eine 
„persönliche Fühlung zwischen Lernenden und Lehrenden“ 
als Grundlage der Bildungsprozesse aller voraussetzte. Zu-
dem forderte er demokratische Vertretungsmöglichkeiten der 
Hörerkreise durch „Vertrauensmänner“, um die Volkshoch-
schulidee „von unten“ wachsen zu lassen. Er schlug vor, die 
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Anmeldung für die Volkshochschule über die Gewerkschaften 
und Angestelltenverbände zu organisieren. Abschließend fasste 
er seine Idee von Volkshochschule zusammen: „Die Volks-
hochschule stellt eine Arbeitsgemeinschaft dar, in der sich die 
handarbeitenden Volksgenossen mit akademischen Arbeitern 
aus geistigen Werkstätten aller Art (…) zusammenfinden.“16

Der für Gelsenkirchen zuständige Regierungspräsident in 
Münster leitete diese Anregungen des Ministers am 31. Mai 
1919 an die „Herren Oberbürgermeister“ weiter mit einer For-
mulierung, die den Kontext erhellt, in dem westfälische Verwal-
tungseliten die Volkshochschulaktivitäten der neuen Reichsre-
gierung aufgreifen sollten: „ … sich den Volkshochschulkursen 
mit einem außerordentlich wichtigen Zweige der Volkswohl-
fahrtspflege mit rechtem Interesse nach Kräften widmen.“17

Minister Haenisch hatte Zusammenschlüsse von Volkshoch-
schulen zu Provinzialverbänden angeregt. Der Gelsenkirchener 
Oberbürgermeister von Wedelstaedt lud nun in die Stadt ein, um 
den „Verband kommunaler Volkshochschulen in Westfalen“ zu 
gründen, zu dessen erstem Vorsitzenden er gewählt wurde.18 
Unter seiner Federführung lassen sich die Volkshochschulakti-
vitäten als Akzentsetzung „sozialer Eingemeindung“ (Wolfgang 
Seitter) interpretieren, die in Gelsenkirchen erfolgreich zu sein 
schien, weil hier sozialdemokratische Repräsentanten eines eher 
reformorientierten Gewerkschafts- und Parteiflügels die kommu-
nale Einrichtung forderten und förderten.19 Sie standen hinter den 

Vorstellungen des Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbil-
dung, für den die Sozialdemokratie mittlerweile nicht mehr einen 
Kampf gegen den Staat, sondern „um die innere Neugestaltung 
des Staates“ führen musste und für den die Arbeiterbewegung 
begann, „den Staat und seine Institutionen mit ihrem Geist zu 
durchdringen, ihn ihren Interessen dienstbar zu machen.“20 

Ein Beispiel für diese Konstellation ist die Gestaltung der 
ersten Programmankündigung der neuen Volkshochschule: 
Unterschrieben mit: „Der Volkshochschulleiter“ –  „von Wedel-
staedt“ – „Oberbürgermeister“, untereinander in abnehmender 
Schriftgröße gesetzt, folgt in gleich großer Schriftgröße wie 
für den „Volkshochschulleiter“: „Vertrieb durch das Kartell der 
Gewerkschaften“.21 Kommune und das Kartell der Gewerkschaf-
ten agierten bei dieser Bildungsoffensive auf Augenhöhe. Die 
Gewerkschaften boten sich als Multiplikatoren an, hier konnten 
auch Anmeldungen für die neue VHS vorgenommen werden. 
Die Einrichtung in Gelsenkirchen war somit Inhalt und Ausdruck 
allgemeiner Entwicklungen, „zuvor organisationseigene Bildungs-
angebote in staatlich kommunale zu verlagern“,22 um dadurch 
eine breitere Basis staatspolitischer Akzeptanz zu schaffen.23 In 
der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg und den noch ungefestigten 
Strukturen der jungen Republik erhofften sich die Bildungsak-
teure davon „innerliche Gesundung“24 und die „Wiedergeburt 
unseres Volkes“.25
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1920
Informationen aus dem Lehrplan 
der Volkshochschule 

Irritierend aus heutiger Sicht ist die zutiefst bürgerli-
che Vorstellung von der Auflösung sozialer Gegensätze 
zwischen Kapital und Arbeit, auf der das sozialdemokra-
tische Bedürfnis nach Bildung fußte, wie es im „Volks-
wille“ zum Ausdruck kam: „Überhaupt ist die Volkshoch-
schule die Anstalt, auf der sich alle Berufe vereinigen 
sollen, wo eine Vermischung aller Berufs- und damit 
sozialen Gegensätze eintritt, wohin jeder zielstrebige 
Mensch einzig und allein aus freiem Antrieb geht, um zu 
lernen, sich von den Engen und Sorgen seines Berufes 
frei zu machen, um dann mit neuen Kräften und gewei-
tetem Horizont zu ihm zurückzukehren und ihn immer 
lieber zu gewinnen zu seinem und der Mitmenschen 
Heil.“26 Bildung als Heilsversprechen? 

Für den „Westfälischen Demokraten“, die Wochen-
schrift zur „Verbreitung und Vertiefung des demokra-
tischen Gedankens im werktätigen Volk“, war die Ein-
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richtung von Volkshochschulen hingegen eine „demokratische 
Angelegenheit und muss deshalb besonders von uns unter-
stützt werden“, nicht zuletzt „um zu zeigen, daß den Demo-
kraten Förderung der allgemeinen Volksbildung eine wichtige 
Kulturforderung ist.“ 27 

Das erste Programm sah Vorträge und Arbeitsgemeinschaften 
zu Themen vor wie Bürgerliches Recht, Erdkunde, Philoso-
phie, Chemie, Biologie, Literatur, Kunstgeschichte. Es wurden 
Einführungen in die städtischen Symphonie- und Chorkonzerte 
angeboten. Es gab Arbeitsgemeinschaften zu „Hygiene“, zur „Ge-
sundheitspflege des Kindes“ und eine zur „Geologie der Kohle 
des rhein.-westfälischen Industriegebiets.“ Mit Blick von heute auf 

die Zeit 1919 sticht ein Angebot hervor zur „Industriekunst und 
Industriepoesie. Mit besonderer Berücksichtigung der Arbeiter-
dichtung“, das durch Lichtbilder angereichert werden sollte. 

Die Vorträge wurden frei gehalten und sollten durch anschlie-
ßende Aussprachen vertieft werden. Sie standen in einer langen 
Tradition volksbildnerischer Arbeit. Die „Arbeitsgemeinschaften“ 
hingegen waren ein zeitgenössisches Format, das in der Volks-
bildungs-Pädagogik seit längerem intensiv diskutiert wurde.28 Es 
bezeichnete einen „Zusammenschluß von Hörern und Lehrern 
zur belehrenden Bearbeitung eines bestimmten Lehrgebietes“, 
wobei der „Hörer zur selbstständigen Mitarbeit in mündlichen 
Vorträgen und schriftlichen Übungen angeleitet wird.“ 
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1920 
Aus dem Lehrplan der Volkshochschule

Einen wichtigen Bereich der neuen Volkshochschu-
le stellten die „Fortbildungslehrgänge“ dar, die in den 
Fächern „Deutsch“, „Rechnen“, „Erdkunde“ und „Prak-
tische Anleitung im richtigen Sprechen und Schreiben“ 
angeboten wurden. Sie zielten auf die „Auffrischung der 
Volksschulkenntnisse in den allgemeinen Grundfächern“ 
und umfassten acht Unterrichtsstunden. Die Unterrichts-
stunden fanden im Realgymnasium auf der Hochstraße, 
im Oberlyzeum auf der Ahstraße und im Gymnasium auf 
der Schalker Straße statt.29 Diese räumliche Verortung ist 
nicht ganz unwichtig – betraten doch viele der mit diesem 
Angebot angesprochenen „Handarbeiter“ zum ersten Mal 
eine höhere Bildungseinrichtung. Mäntel und Jacken – in 
der Sprache der Zeit „Überzieher“ – durften nicht mit in 
die Schulräume genommen werden. Die Hausmeister der 
Lehranstalten organisierten für 20 Pfennige pro Person 
eine Garderobe.30
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Die ersten Volkshochschulkurse besuchten 1.160 Hörer und 
Hörerinnen. Mit Stefan Goch bleibt festzuhalten, „dass die 
‚handarbeitende Bevölkerung‘ im ersten Schulabschnitt nur 
mit wenig mehr als 200 Personen beteiligt war. Der Arbeiter-
anteil der Teilnehmer sackte im 2. Abschnitt weiter ab.“31 Die 
VHS war zudem eine männliche Veranstaltung, wie die Zahlen 
zeigen. Zu den Trimestern 1920 kamen insgesamt 4.138 Hörer 
und Hörerinnen, 2.803 Männer und 1.335 Frauen. 

Im letzten überlieferten Berichtsjahr 1925 fanden drei „Schul-
abschnitte“ statt. An den insgesamt 16 Arbeitsgemeinschaften 
nahmen nur noch 335 Hörer und Hörerinnen teil: 35 Kaufleute 
und Geschäftsangestellte; 43 Staats- und Gemeindebeamte, 
Angestellte, Lehrer; 21 Handwerker; 104 Berg-, Metall- und 
Holzarbeiter, 89 Freie und sonstige Berufe sowie 43 Personen 
aus hauswirtschaftlichen Berufen. „Leider ist das Interesse an 
der Volkshochschule außerordentlich zurückgegangen. Wesent-
lich begünstigt wird diese Erscheinung durch den Niedergang 
des Wirtschaftslebens und die sich daraus ergebenden Folgeer-
scheinungen, Arbeitslosigkeit usw. Trotz dieses zeitigen Nieder-
gangs – eine Reihe Städte melden übrigens gleichfalls einen 
erheblichen Rückgang der Volkshochschulbewegung – besteht 
dennoch die Absicht, das Volkshochschulwesen neu zu beleben 
und auch, sobald wie nur möglich, in neue Bahnen zu leiten.“32 
Was hier mit „Niedergang des Wirtschaftslebens“ umschrieben 
wurde, wird in der Einführung des städtischen Rechenschafts-

berichts als Ergebnis der Ruhrbesetzung und ihrer wirtschaftli-
chen wie kulturellen Folgen beschrieben: „Gewiß, nachdem am 
20. Juli der Marschantritt des letzten französischen Soldaten im 
Ruhrgebiet verklungen war, ließ sich ein befreiendes Aufatmen 
in der ganzen früheren Besatzungszone vernehmen. (…) Aber 
die Enttäuschung ließ nicht lange auf sich warten (…) Vom 1. 
Juli ab, an welchem Tage die Erwerbslosenziffer mit 195.005 in 
Deutschland im letzten Jahre ihren niedrigsten Stand aufwies, 
stieg die Kurve rasch bis zum 1. Dezember auf rund 670.000 
Erwerbslose. Von diesem Zeitpunkt ab wird der Aufstieg immer 
steiler und erreicht Ende März 1926 seinen bis dahin höchsten 
Stand mit 1.942.011 Hauptunterstützungsempfängern. Daß 
die Stadt Gelsenkirchen an dieser Zahl mit einem erheblichen 
Prozentsatze beteiligt war, bedarf angesichts des rein industriel-
len Charakters derselben keiner weiteren Erörterung. Zeitweilig 
gehörte sie sogar zu den Großstädten, die am meisten unter 
Arbeitslosigkeit zu leiden hatten.“33 Doch die Entwicklung in 
Gelsenkirchen steht exemplarisch für eine generelle Krise der 
Erwachsenenbildung seit 1925.34

Laut einer Aktennotiz vom 15. Mai 1931 wurden die Kurse 
wegen zu geringer Beteiligung im Jahre 1929 eingestellt.35 
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1936
Broschüre aus Buer 
mit dem Logo 
der Organisation 
„Kraft durch Freude“

Die Nationalsozialisten began-
nen, das institutionelle, politische, 
kulturelle Leben gleichzuschal-
ten. Mit der Verordnung des 
Reichspräsidenten zum „Schutze 
des Deutschen Volkes“ vom 4. 
Februar 1933 erklärte die preußi-
sche kommissarische Regierung 
an diesem Tage auch die Ge-
meindeparlamente für aufgelöst. 
Die Neuwahl im März brachte der 
NSDAP in Gelsenkirchen keine 
Mehrheit, diese erreichte sie erst 
durch die Annullierung der 11 
KPD-Sitze am 20. März und dem 
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Verbot weiterer politischer Abgeordnetenarbeit für die Sozial-
demokratie am 22. Juni.36 Die städtische Führungsspitze wurde 
beurlaubt, 70 Beamte und Angestellte mussten ihren Ruhestand 
antreten und fünf erhielten ihre Entlassung ohne Anspruch auf 
Ruhegeld. Anfang März wurde die mit Gewerkschaftern besetz-
te Leitung des Arbeitsamtes ausgewechselt. Eine neue Zeit zog 
auf; Bereits im März 1933 wurden in den Amtsstuben die Bilder 
des ersten sozialdemokratischen Reichspräsidenten Friedrich 
Ebert durch Konterfeis von Adolf Hitler ersetzt.37 

Die Volksbildung wurde kulturell und ideologisch auf die Par-
tei und den nationalsozialistischen Staat verpflichtet. Was dies 
hieß, verdeutlicht eine Gegenüberstellung der Bildungskonzep-
tionen aus Weimarer Republik und Nationalsozialismus: „Nicht 
die Politik darf zur Grundlage des Arbeiterbildungswesens 
gemacht werden. Wahre Bildung, die wir vermitteln wollen, 
muss über der Politik stehen“, lautete die Programmatik in der 
Weimarer Republik.38 Im Nationalsozialismus hingegen zielte 
der nationalsozialistische Staat mit seiner Volksbildung darauf, 
„die Willenshaltung des deutschen Volkes zu fördern“, indem 
der „Wille zur Wehrhaftigkeit, zur völkischen Selbstbehauptung, 
zum Bekenntnis von Blut und Boden und zur Einordnung in die 
Volksgemeinschaft verstärkt wird.“39 

Das Volkshochschulwesen wurde zentralisiert, nach dem 
Führerprinzip „durchorganisiert“, rassistisch und chauvinis-
tisch begründet und 1934 als „Deutsches Volksbildungswerk“ 

dem Reichsschulungsamt der NSDAP und der Deutschen 
Arbeitsfront (DAF) unterstellt. Es ging nicht mehr um Bildung 
im aufklärerischen Sinne, sondern um die Schaffung einer 
Volksgemeinschaft. Im kleinen Saal des Hans-Sachs-Hauses 
fand am 17. Oktober 1936 die feierliche Eröffnung des in der 
NS-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“ neuerrichteten „Deut-
schen Volksbildungswerkes“ statt. Kreisreferent „Pg. Finke“ 
sprach zur Eröffnung über „die Erziehungsaufgaben der Partei 
und ihrer Gliederungen“. Die Nationalzeitung berichtete von 
dem Ereignis: „Das ‚Deutsche Volksbildungswerk‘ will mit dazu 
beitragen, die immer noch aus früherer Zeit herrührenden Min-
derwertigkeitsgefühle des deutschen Arbeiters zu beseitigen. 
Der deutsche Arbeiter soll wieder stolz auf sich selbst werden, 
Selbstvertrauen zurückgewinnen und seine dann nicht mehr 
als minderwertig und unbedeutsam erachteten Kenntnisse dem 
deutschen Volke zur Verfügung stellen. Das dazu benötigte 
Selbstbewusstsein und die dazu erforderliche Sicherheit will 
ihm das ‚Deutsche Volksbildungswerk‘ geben, das sich zur 
Aufgabe gemacht hat, die Kluft zwischen den sogenannten 
Gebildeten und Ungebildeten zu überbrücken. Jeder streb-
same deutsche Volksgenosse wird daher gern auf die Schu-
lungsmöglichkeiten im Volksbildungswerk zurückgreifen, das 
nichts mit der früheren Volkshochschule zu tun hat und nur ein 
Ziel kennt: Die Schaffung einer wertvollen, kampffähigen und 
kampfbereiten Volksgemeinschaft.“40
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Die Kommune verlor ihren Einfluss auf die Volksbildung.41 In 
Gelsenkirchen hieß dies 1936: „Die großen von der Partei im 
Sommer und im Herbst veranstalteten Volksfeste haben dem 
Gemeinschaftsgedanken sichtbaren Ausdruck gegeben. Sie 
haben den Begriff der Volksgemeinschaft blutvoll gestaltet. Bei 
dem Volksfest ‚Bühne und Volk‘ hat sich die unzertrennliche 
Einigkeit zwischen Partei und Stadtverwaltung gezeigt, durch 
die es fertig gebracht wurde, das eigene Gelsenkirchener 
Stadttheater mit den letzten Pfennigen aller Volksgenossen zu 
schaffen.“42 Ganz so „blutvoll“, wie hier von der Partei geschil-
dert, schien die Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung nicht 
gewesen zu sein, wie ein überlieferter Schriftwechsel zeigt: Die 
Stadtverwaltung verwehrt sich hier mit klarer Kante gegen die 
Partei, die propagandistisch vortrug, „daß es wohl ein gut Teil 
Verdienst des Ortsverbandes [der Partei] ist, daß das Stadt-
theater Gelsenkirchen der Stadt erhalten bleiben kann“. Die 
Behauptung, dass der „Ortsverband dem Stadttheater seine 
finanzielle Grundlage gesichert hätte“, wird von der Verwaltung 
faktenreich und empiriegesättigt zurückgewiesen.43

Im Winterhalbjahr 1938/39 legte das Kreisschulungsamt 
der NSDAP zusammen mit den Betriebsgemeinschaften ein 
umfangreiches Programmangebot vor. Betriebsgemeinschaften 
stellten gleichsam eine kleine Volksgemeinschaft auf Betriebs-
ebene dar, die die Integration in das jeweilige Unternehmen 
stärken sollte. In den montan-industriellen Großkomplexen 

mit ihrer ruhrgebietstypischen Verbindung von Arbeiten und 
Wohnen eröffnete dies große Einflussmöglichkeiten. Das 
Programm umfasste drei Säulen: Zuerst gab es das „Veranstal-
tungswesen“ mit Vorträgen. Die „Allgemeine Bildungsarbeit“ 
umfasste Arbeitsgemeinschaften, Vortragsreihen, Arbeitskrei-
se, Lehrkurse, Führungen und Besichtigungen, Kulturfahrten 
und Lehrwanderungen. Das Kreisschulungsamt verantwortete 
in diesem Angebotsteil eine weltanschaulich-politische Arbeits-
gemeinschaft. Vortragsreihen behandelten historische Themen 
mit aktuellem Gegenwartbezug: „Die Vorgeschichte unserer 
Heimat von der Eiszeit bis zur Zeitenwende“, und Arbeitskreise 
widmeten sich der künstlerisch-kreativen Bildung vom Zeich-
nen und Malen über Modellieren und Fotografieren, Basteln 
und Werken bis hin zu „Wir treiben Familienkunde“. Die dritte 
Abteilung widmete sich der musischen Bildung. Darunter 
wurden „Einführungen“ in Konzerte verstanden. Eine Singge-
meinschaft unter der Leitung von Parteigenosse Höfert traf sich 
zu Chorproben.44 Dem Singen wurde im Nationalsozialismus 
eine besonders bindende Kraft zugeschrieben, und es galt als 
emotionaler Teil der Herrschaftsästhetik. Innerhalb der Betriebe 
organisierte das Volksbildungswerk berufliche Weiterbildung, 
und die Deutsche Arbeitsfront verstand unter „Volksbildung“ 
die Durchführung von Festen, Feiern, Aufmärschen, Ausflügen, 
Wettkämpfen, Fahnenappellen und das Ausschmücken des 
Betriebes zur Gemeinschaftsbildung.45 Diese Mobilisierungen 
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deuteten zudem die zunehmende Transformation der Volksbil-
dung hin zur „kriegswichtigen Aufgabe“ an. 

1940 titelte die Nationalzeitung: „Vorbildliche Volksbildungsar-
beit im Kreis Emscher-Lippe“ und verwies auf die enge Zusam-
menarbeit zwischen den „von der Partei beauftragten Stellen 
mit den Stadtverwaltungen“: „Das ist eine einzigartige Leistung, 
womit der Kreis Emscher-Lippe nicht nur im Gau Westfalen-
Nord allen anderen Kreisen den Rang abgelaufen hat, sondern 
auch im gesamten Reichsgebiet die zweite Stelle errang. Nun 
könnte man einwenden, ja, was besagt eine solche Statistik? 
Es soll aber hier festgestellt werden, daß in dieser Aufstellung 
nicht mit aufgebauschten Zahlen operiert wird, sondern daß 
diese Angaben eher zu niedrig als zu hoch gegriffen sind.“ Laut 
Zeitungsbericht, in dem es vor Erfolgszahlen nur so wimmelt, 
fanden in der Spielzeit 1939/40 vier Opern, 25 Operetten, 22 
Schau- und Lustspiele, 22 Bunte Abende und Varietévorstel-
lungen, 26 Konzerte, elf Märchenaufführungen, 52 Sonderver-
anstaltungen und acht „Veranstaltungen für die Arbeitsopfer“ 
statt. Das „Deutsches Volksbildungswerk“ organisierte 35 
Veranstaltungen und zwei Ausstellungen. Deutlich wird, dass 
das Publikum im Emscher-Lippe-Gebiet die leichte Muse 
bevorzugte. Die „Veranstaltungen für die Arbeitsopfer“ folgten 
der nationalsozialistischen Überhöhung der Arbeit, der beson-
ders vergemeinschaftende Wirkung zugesprochen und die in 
der Betriebspädagogik in Bildern des Militärischen ideologisch 

überhöht wurde46 – vom „Soldaten der Arbeit“ über den „Arbeits-
kämpfer“ und den „Reichsarbeitsdienst als Ehrendienst“ bis hin 
zum „neuen deutschen Facharbeitertyp“: Sie mussten allzeit 
bereit sein, Opfer zu bringen für das große Ganze und das Feld 
der Ehre bis hin zur eigenen körperlichen Versehrtheit. Arbeits-
platz und Schlachtfeld verschmolzen miteinander.

Aus dem Gesamtprogramm entfielen auf Gelsenkirchen 14 
Operetten, acht Lustspiele, Varietéveranstaltungen und Bunte 
Abende, darunter drei Betriebsveranstaltungen, sieben Konzer-
te, fünf Märchenaufführungen, darunter eine Betriebsveranstal-
tung, vier Sonderveranstaltungen und zwei „Veranstaltungen 
für Arbeitsopfer“. Das Deutsche Volksbildungswerk organisierte 
17 Veranstaltungen, die Ausstellung „Laienschaffen“ und eine 
Ausstellung in den Mannesmann-Röhrenwerken. Insgesamt 
– so der Zeitungsbericht – fanden in Gelsenkirchen 74 Ver-
anstaltungen durch „Kraft durch Freude“ statt, die laut Bericht 
von 61.000 Menschen besucht wurden.47 All diese unter-
schiedlichen Formate wurden unter „Volksbildung“ gefasst. Sie 
vermischten Bildungsarbeit und Freizeitbetreuung. Dem „Deut-
schen Volksbildungswerk“ kam dabei die Aufgabe zu, Vorträge, 
Seminare zu organisieren: „Das Deutsche Volksbildungswerk 
(KdF) vermittelt wertvolle Vorträge“, darunter „Vorträge für Gel-
senkirchen“, „Veranstaltungen in den Betrieben“, „Veranstal-
tungen in den Ortsgruppen der NSDAP und DAF“, sowie ein 
frauenspezifisches Angebot: „Veranstaltungsring in Verbindung 
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mit der NS-Frauenschaft“. Hier gab es allerdings 
keine „wertvollen Vorträge“, sondern Unterhaltung 
pur und Abwechslung durch Operetten, volkstümli-
che Konzerte, Lustspiele, Lichtbildervortrag, Bunte 
Abende und Dichterlesungen. Karten dafür konnten 
bei den „Zellen- und Blockfrauenschaftsleiterinnen“ 
erworben werden.48 

Die Themenabende des „Deutschen Volksbil-
dungswerkes“ positionierten „Deutsche Forscher 
in Grönland“, „Abenteuer an der Eismeerstraße“, 
„Deutsche am Stillen Ozean“, „Männer und Motore“ 
(sic!) oder „Erlebnisse mit Flugzeug und Fallschirm“ 
– allesamt Aktivitäten, die bereits im Titel von welt-
umspannender deutscher Größe kündeten.49 Um 
all dies durchzuführen, musste die Stadtverwaltung 
an die „NSG.-‚Kraft durch Freude‘, Kreisdienststelle 
Emscher-Lippe“ Finanzmittel überweisen.50

Diese Angebote zielten programmatisch auf eine 
„geistige Kriegsführung“ im Sinne nationalsozialisti-
scher Indoktrination durch Ablenkung, Mobilisierung 
und vermeintlich unpolitische Formen der Unterhal-
tung.51 Sie stellten einen Bruch mit der Volkshoch-
schularbeit der Weimarer Zeit dar.
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1946
Plakat zur Eröffnungsfeier des 
Städtischen Volksbildungswerkes 

Mitte April 1945 übernahm die britische Militärregierung 
in Gelsenkirchen die Befehlsgewalt.52 Die Flächenbombar-
dements der Alliierten hatten, anders als zuvor geglaubt, 
weniger die Betriebsanlagen getroffen, sondern die Wohnbe-
bauung in Schutt und Asche gelegt. Es gab kaum etwas zu 
essen, kein Fett, kein Fleisch. Die amtliche Lebensmittelzu-
teilung rechnete im Winter 1946/47 zeitweilig mit nur 971 Ka-
lorien pro Person. Die Wohnungssituation war katastrophal. 
Gleichzeitig stieg die Einwohnerzahl der Stadt zwischen Mai 
1945 und Oktober 1946 um fast 100.000 Menschen.53 

Umso mehr erstaunt es, dass bereits am Montag, den 4. 
November 1946, abends um 19 Uhr das „Städtische Volks-
bildungswerk“ mit einer Feier in der vollbesetzten Aula der 
Mädchenmittelschule auf der Rotthauser Straße eröffnet 
wurde. Nach Ansprachen folgten Referate über Sinn, Ziel 
und Wege der Einrichtung. Auch ein Vertreter der Militärre-
gierung übermittelte die besten Wünsche zum neuen Volks-

bildungswerk.54 Die musikalische Rahmung sorgte für eine 
gediegene Atmosphäre. Sie mochte so gar nicht zu der 
faktischen Situation des Zusammenbruchs passen, doch im 
Horizont der Zeit lässt sie sich durchaus als ein Statement 
zur aktuellen Befindlichkeit interpretieren: Von Brahms 
wurden fünf Gesänge vorgetragen. Sie trugen die Titel 
„Nachtwache Nr. 1“, „Nachtwache Nr. 2“, „Letztes Glück“, 
„Verlorene Jugend“ und „Herbst“. Und die vom städtischen 
Orchester gespielte Ouvertüre zur romantischen Oper 
„Euryanthe“ von Carl Maria von Weber führte hinein in ein 
Intrigenspiel, das trotz Leid und Tod am Ende gut ausgeht 
und durch all das schuldlose Leiden und die abverlangte 
Opferbereitschaft in ein glückliches Leben mündet, in dem 
die Hauptakteure ihre Ruhe finden.55

An dieser feierlichen Programmeröffnung zeigen sich 
neben der hochkulturellen Grundstimmung Kontinuitäten, 
die „Weiterbildung“ positiv auf kommunalpolitische Tradi-
tionen aus der Weimarer Republik beziehen: Karten für 
die Eröffnungsfeier und das erste Veranstaltungssemes-
ter konnte man bei den Gewerkschaften kaufen – beim 
Ortsausschuss der Gewerkschaften in Gelsenkirchen und 
in der Geschäftsstelle des Bergbau- und Industriearbeiter-
verbandes in Buer – , ganz so, wie zu den Anfängen der 
Volkshochschule 1919. 
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1946 
Das erste Programm 
nach dem Zweiten Weltkrieg

Zwar behielt die Stadt den nationalsozialistisch 
kontaminierten emphatischen Begriff der „Volksbil-
dung“ für ihr neu gegründetes „Volksbildungswerk“. 
Mit dem Zusatz „städtisch“ setzte sie sich jedoch 
von der gleichgeschalteten Vergangenheit ab und 
knüpfte mit dem Bezug zur Weiterbildung in kom-
munaler Trägerschaft an die Weimarer Praxis an. 
Die Bevölkerung verstand nicht unbedingt, warum 
man nicht wieder zum Begriff der „Volkshochschu-
le“ zurückkehrte. So erklärte Oberstadtdirektor 
Zimmermann: „Ihrer Herkunft und geschichtlichen 
Entwicklung nach ist sie [die VHS] keine Veranstal-
tung von Vorträgen und Förderkursen, sondern die 
reine Form der Arbeitsgemeinschaft von Erwach-
senen. Deshalb nennt die Stadt ihre gesamten 
Bildungsanstalten mit Bildungsveranstaltungen für 
Erwachsene ‚Volksbildungswerk‘. Die Aufgabe der 
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Volksbildung und die der Volkshochschule besteht darin, dem 
Menschen innere Werte zu vermitteln, seinem Drang nach geis-
tiger Aufwertung und seelischer Tiefe entgegenzukommen, ihn 
in einem wahren Sinne zu bilden, damit er – durch Selbsterzie-
hung – eine Persönlichkeit werde, wie Goethe sagt: ‚Geprägte 
Form, die lebend sich entwickelt.‘“56 Den Gelsenkirchener Kul-
turverantwortlichen erschien das Konzept der „Volkshochschule“ 
zu eng angesichts der vielfältigen aktuellen Anforderungen an 
Erwachsenenbildung. Sie suchte Angebotsformen zwischen 
Bildung, Unterhaltung, Geselligkeit, von praktischer Bildung und 
geistiger Anregung zusammenzubinden, den britischen Vor-
gaben folgend: „ (…) ein enttäuschtes, besiegtes, hungerndes 
und frierendes Volk vor Verzweiflung und Teilnahmslosigkeit 
zu bewahren und ihm neue Wege, neue Ziele zum Wiederauf-
bau zu zeigen. Aber der deutsche Mensch soll auch wissen, 
welches die geistigen, politischen und wirtschaftlichen Gründe 
des heutigen Zusammenbruchs waren.“57 Da das Konzept der 
„Arbeitsgemeinschaft“ aus der Weimarer Zeit auf der durchaus 
elitären Vorstellung beruhte, dass sich in den Gemeinschaften 
aktive Minderheiten von Hand- und Kopfarbeitern zusammen-
fanden, um sich intensiv zu bilden und so auf das „Volksganze“ 
einzuwirken, bestand zudem ein gewisses Spannungsverhältnis 
zum demokratischen Verständnis der britischen Militärregierung 
und der von ihr formulierten Aufgabe, einem enttäuschten Volk 
neue Perspektiven für den Wiederaufbau zu zeigen.

Seit Herbst 1945 forcierte die britische Militärregierung die 
Reorganisation demokratischer Erwachsenenbildung. Sie 
schlug den Oberbürgermeistern und Landräten die Einrichtung 
von lokalen Aufbau-Komitees vor, deren Mitglieder durch die 
Militärregierung zu bestätigen waren. Sie sollten so repräsenta-
tiv wie möglich besetzt sein – auf die Einbeziehung von Frauen 
wurde 1945 ausdrücklich hingewiesen – und mit allen gesell-
schaftlichen Organisationen zusammenarbeiten. Der Verwal-
tungsbericht Gelsenkirchens paraphrasiert diese Vorgaben, 
wenn er schreibt: „Der erste Semesterplan des Städtischen 
Volksbildungswerkes wurde durch den Leiter nach zahlrei-
chen Besprechungen mit den kulturschaffenden Kreisen, mit 
Berufsgruppen, Gewerkschaften, Parteivertretern und Volksbil-
dungsausschussmitgliedern im Jahre 1946 aufgestellt.“58 Über 
die Arbeit sollte den Briten kontinuierlich berichtet werden. Es 
wurde, wie Norbert Reichling schildert, dezidiert politischer 
Handlungsdruck aufgebaut, wenn es in einem Rundschreiben 
des Oberpräsidenten der Rheinprovinz hieß: „Wir geben Ihnen 
zu bedenken, daß eine Verzögerung der Wiederaufnahme der 
Erwachsenbildung fast einer stillschweigenden Duldung der 
vorhandenen nationalsozialistischen Gesinnungen oder Denk-
arten gleichsteht.“59
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1947 
Programm Sommersemester

Bereits seit April 1946 führte der Kulturdezernent 
der Stadtverwaltung, Oberschulrat Winkel, wie von 
der Militärregierung vorgeschlagen, Gespräche mit 
führenden Persönlichkeiten des kulturellen und geis-
tigen Lebens der Stadt zur Errichtung eines Volksbil-
dungswerkes. Auch in Gelsenkirchen-Horst diskutier-
ten interessierte Kreise über ein Volksbildungswerk, 
dem Ausschuss gehörten Gewerkschaftsvertreter und 
Frauen an.60 

Das Hauptproblem stellte überall die Raumfrage 
dar. Nach den Plänen des Kulturamtes sollten die 
anlaufenden erwachsenenbildnerischen Aktivitäten 
die „Vorstufe“ zu einer zukünftigen Volkshochschule 
sein, „wie sie im Jahre 1919 schon einmal bestanden 
hatte“.61 Unter diesen inhaltlichen wie institutionellen 
Rahmenbedingungen begann die Volksbildungsarbeit 
in Gelsenkirchen unter der Leitung von Oberstudien-
rat Leo Fußhöller. 

©
 IS

G
 G

E
, H

B
 5

34
3

26



Das Programm bestand aus 63 Veranstaltungen in drei 
Programmsäulen: den Lehrgängen, den beruflichen Förder-
lehrgängen sowie den Vortragsreihen. Es gab unter Säule 
A „Arbeitsgemeinschaften der Lebenskunde“ mit Kursen zu 
Menschenbildung, Weltanschauung, Sozialer Frage, Ge-
schichte. Die Bezüge zur Situation der Zusammenbruchgesell-
schaft klingen in den Veranstaltungstiteln an: „Jugendkunde 
und Jugendführung“, „Brennende Fragen des Alltags im Lichte 
der Bergpredigt“, „Die Frau in Vergangenheit und Gegenwart“, 
„Wichtige Fragen für Leiter von Jungen“, „Jugend und Lehrstel-
le“, „Berufsnot der Jugend“, „Berufsaufklärung innerhalb der 
Jugendgruppen“. Im ersten Jahrgang 1946/47 finden sich auch 
Veranstaltungen zur „Geschichte der Arbeit“. Weiter umfasste 
die Säule A Arbeitsgemeinschaften zu Kulturgeschichte, Lite-
ratur, Musik, Kunst und zu Naturwissenschaften. Das weitere 
Angebot zielte auf „Lebensgestaltung und Lebensfreude“, 
darunter ein Kurs zum „Vom-Blatt-Singen“, ein Blockflötenkreis, 
Collegium Musicum, Zeichnen, Malen, Schneidern und Gym-

nastik. Hinzu kamen in Säule B berufliche Förderlehrgänge für 
Erwachsene, darunter Kurse für Stenografie, Einführungen in 
Mathematik, Algebra und Geometrie, Deutschkurse zur Recht-
schreibung und Zeichensetzung. Es gab ein großes Angebot 
an Englischkursen, doch dienstags konnte auch Französisch 
gelernt werden und donnerstags Spanisch. Unter der Säule C 
schließlich wurden Vortragsreihen gefasst. Es gab 1947 also 
bereits ein komplettes Kursangebot. 
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1947
Programm Wintersemester 1947/48

Die Veranstaltungen erfreuten sich gleich zu Beginn 
eines regen Zuspruches, so dass die erste Jahres-
abrechnung allein 16.000 Mark an Hörergebühren 
verzeichnen konnte. Der Zuspruch – so die zeitge-
nössische Erklärung – begründete sich „zum Teil aus 
einer Reaktion gegen die kulturellen Entbehrungen 
der letzten Jahre, zum Teil aus dem Geldüberhang bei 
sonstigem Warenmangel.“62 Das Volksbildungswerk 
der Nachkriegszeit startete mit Veranstaltungen der 
Volkshochschule für 954 Hörer, Förderlehrgängen mit 
1.135 Hörern und den Vortragsreihen mit 671 Hörern. 
Zudem gab es rund 19 Monatseinzelveranstaltungen, 
die von 3.229 Interessierten besucht wurden. Bereits 
im folgenden Jahr zählten Förderkurse und Volks-
hochschulkurse 5.016 Hörerinnen und Hörer, Ein-
zelveranstaltungen wurden von 8.849 Interessierten 
besucht. Die meisten waren Angestellte und Beamte 
(2.085), gefolgt von Arbeitern und Handwerkern (800), 
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Studenten und Schülern (633), Bergbaubeschäftigten (477), 
Hausfrauen (418), Wissenschaftlichen Berufen (226), Berufs-
losen (222), Selbständigen (155).63 Das städtische Orchester 
führte für das Volksbildungswerk vier Veranstaltungen durch 
zur „Einführung in die Geschichte der Oper“ und sieben Veran-
staltungen im Rahmen eines „Beethoven-Zyklus“, dem – laut 
Verwaltungsbericht – ein besonders großes Interesse entge-
gengebracht wurde.64 Erwachsenenbildung war eine saiso-
nale Veranstaltung – in Gelsenkirchen besuchte man eher im 
Winter Bildungsangebote als im Sommer, wenn das Pachtland 
bestellt, die Obsternte eingebracht und die Bohnen eingeweckt 
werden mussten.

Auch das zweite Semester lief äußerst erfolgreich an: 129 
Veranstaltungen, Förderlehrgänge und Vortragsreihen. Mittler-
weile umfasste das Angebot Sprachkurse für Englisch, Franzö-
sisch, Spanisch, Italienisch, Russisch und Polnisch.65

Da die Schulbehörde die für Gründung und Aufbau des 
Städtischen Volksbildungswerkes gewährte Beurlaubung des 

Oberstudienrates Fußhöller nicht mehr verlängerte, schied 
er nach dem zweiten Semester aus der Leitung des Volksbil-
dungswerkes aus, blieb jedoch als Arbeitskreisleiter und später 
als Vorstandsmitglied der Dozentenvereinigung weiter im 
Volksbildungswerk tätig. Nach einer kurzen Vakanz, in der Bib-
liotheksdirektor Wehrenpfenning die Geschäfte mit übernahm, 
wurde Johannes Hoffmann zum Winter 1947/48 in die Leitung 
des Volksbildungswerkes berufen. Später übernahm Hoffmann 
das Amt des Schul- und Kulturdezernenten.66
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1947
Vortrag zu Geschlechtskrankheiten 

Das Volksbildungswerk organisierte im Programmbereich 
C Vortragsreihen, für die mit Plakaten geworden wurde. Sie 
sind überliefert und stellen heute eine interessante Sonde 
in die jeweilige Zeit dar. So auch der Vortrag des Referen-
ten Dr. Wilde von den Städtischen Krankenanstalten in 
Essen: Die Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse begünstig-
ten die Ausbreitung von Geschlechtskrankheiten. In engster 
Zusammenarbeit mit den Beratungsstellen der Ruhrknapp-
schaft, der Kriminalpolizei, den Wohlfahrtverbänden, den 
Gewerkschaften, dem Jugendamt und der Volksbildung 
wurden Aufklärungskampagnen durchgeführt. Zu Beginn 
1947 betrug die Zahl der Erkrankten das Sieben- bis Achtfa-
che der Vorkriegszeit. Ein großer Teil der Infektionen war im 
Sprachgebrauch der Zeit auf „vagabundierende Obdachlo-
se“ beiderlei Geschlechts, „arbeitsscheue Jugendliche“ und 
den „Umgang mit Ausländern“ zurückzuführen. Die Zunah-
me der Erkrankungen bei Bergleuten sah man im Zusam-
menhang mit den Wohnheimen, in denen sie untergebracht 

waren. Mit dem „Angebot an Lebens- und Genussmitteln“ 
nach der Währungsreform gingen die Erkrankungen zurück 
von 2.005 im Jahre 1946 auf 1.152 im Jahre 1949. Das war 
ein Rückgang um 57 Prozent. Durch Vorträge, Ausstellun-
gen und Filme wurden Jugendliche vor Geschlechtskrank-
heiten und über die Behandlung mit Penicillin aufgeklärt. 
In der Penicillin-Station in Buer wurden seit Juli 1946 983 
Fälle behandelt, von denen nur ein Fall als nicht geheilt 
galt. Eine Fürsorgestelle für aufgegriffene Frauen zur 
Beobachtung auf Geschlechtskrankheiten gehörte ebenfalls 
zum Maßnahmenkatalog der Zeit. Männer wurden keiner 
„Beobachtung auf Geschlechtskrankheiten“ zugeführt.67 
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1948
Vortrag zu Wohnraummangel 

Durch die alliierten Flächenbombardements waren 
von 93.028 Wohnungen in Gelsenkirchen 70.744 
beschädigt, davon 12.021 zu über 60 Prozent. Der 
Wohnraummangel wurde durch die Rückkehr der Eva-
kuierten, die Suche nach überlebenden Familienange-
hörigen, den Zuzug von Flüchtlingen und Vertriebenen 
und die Aussicht auf Arbeit mit Schwerarbeiterzulage 
in Bergbau und Industrie noch verschärft. Zwischen 
Kriegsende und Jahresanfang 1947 stieg die Einwoh-
nerzahl der Stadt um mehr als 100.000 Menschen: 
„Etwa die Hälfte der Bevölkerung war unterwegs.“68
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1947
Veranstaltung zur 

deutsch-britischen Verständigung

Die Briten galten nicht bei allen als Befreier, sondern bei vielen 
auch als Besatzer. Sie zielten mit ihrer Politik der reconstruc-
tion nicht auf eine verordnete Umerziehung von oben, son-
dern auf eine Erziehung zu demokratischer Selbstverwaltung. 
Veranstaltungen wie die angekündigte zur deutsch-britischen 
Verständigung sollten dem interkulturellen Austausch dienen. 
Schaut man auf die angegebenen Vorverkaufsstellen, so findet 
man die „Lesehalle“ an der Bahnhofstraße. Diese war ebenfalls 
eine Einrichtung der Briten, die in allen Städten mit mehr als 
50.000 Einwohner*innen „British Information Center“ einrichte-
ten, bekannt geworden unter dem Namen „Die Brücke“. In gut 
beheizten Räumlichkeiten wurden dort in der direkten Nach-
kriegszeit vielfältige Brücken zwischen den Kulturen gebaut, in 
der Lesehalle lagen Zeitungen, Zeitschriften und Bücher aus, die 
über Politik, Wirtschaft, Kultur informierten. Es wurden Jazzkon-
zerte angeboten und Veranstaltungen durchgeführt, die mit dem 
Leben und der Demokratie in Großbritannien bekannt machten.
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1948
Stammhörerkarte Wintersemester 
1948/49

Diese Stammhörerkarte aus dem Jahre 1948 mit ihrer 
offensiven Werbung führt direkt hinein in die Währungs-
reform. Ab dem 21. Juni 1948 war die Deutsche Mark – 
DM – alleiniges Zahlungsmittel in der Trizone. Die Geld-
frage wirkte sich auch auf die Bildungsbereitschaft aus: 
„Das erste Semester des Rechnungsjahres 1948/49 lief 
mit der Währungsreform an, und es lag sowohl im Inte-
resse der Hörer als auch der Stadt, die Veranstaltungen 
stark einzuschränken. Das Volksbildungswerk verlegte 
in dieser Zeit seine Haupttätigkeit auf die Betreuung der 
Neubergleute in den Wohnbaracken. (…) Nachdem sich 
die Bevölkerung auf die Kaufkraft des neuen Geldes 
allmählich eingestellt hatte, konnte auch das Volks-
bildungswerk sein Wintersemester wieder voll ausge-
stalten. Neue Dozenten wurden geworben, auswärtige 
Professoren und sonstige Autoritäten zur Hebung des 
Leistungsniveaus herangezogen.“69 
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1949
Stammhörerkarte

1950 schlug der Verwaltungsbericht geradezu eu-
phorische Töne an: „Die Wirkung des Volksbildungs-
werkes nahm 1949 wesentlich an Breite und Tiefe der 
Veranstaltungen zu. Erfreulich für Gelsenkirchen als 
Industriestadt ist vor allem die rege Beteiligung aus 
Gewerkschaftskreisen. Seinen Höhepunkt erlebte 
das Volksbildungswerk im Wintersemester mit 195 
Vortragsreihen und Arbeitsgemeinschaften sowie 33 
Einzelveranstaltungen. Neben den Fortbildungs- und 
Fachlehrgängen verschob sich das Schwergewicht 
immer mehr auf den eigentlichen Sinn und Gehalt 
des Bildungswerkes, den Volkshochschulunterricht. 
An den Kursen waren im Sommer 46 Prozent, im 
Winter 33 Prozent Frauen beteiligt. Als Dozenten 
waren 96 im Sommersemester und 117 im Winter-

semester verpflichtet, davon 17 bzw. 25 als Gastdo-
zenten.“ 70 Auch nach dem Zweiten Weltkrieg blieb 
Weiterbildung saisonal gebunden.
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1950 
Der offene Kreis – Die Ehekrise 

Walter von Hollander (1892-1973) war Autor von stilvoller Unter-
haltungsliteratur und von Sachbüchern aus dem Bereich der Ehe- 
und Lebensberatung. Mit Büchern wie „Der Mensch über Vierzig“ 
(1938) oder „Das Leben zu zweien“ (1940) sprach er, obwohl kein 
Mitglied der NSDAP, auch während des Nationalsozialismus ein 
Millionenpublikum an. Seit 1949 unterhielt von Hollander eine wö-
chentliche Rubrik „Fragen Sie Frau Irene“ in der neu gegründeten 
Fernsehzeitschrift „HÖR ZU“.71 Ab 1952 beriet Walter von Hollan-
der in einer Anrufsendung des NDR-Hörfunks in Beziehungs- und 
Lebensfragen. Er gilt als der erste Talker der bundesdeutschen 
Mediengeschichte. Der Titel der Gelsenkirchener Veranstaltung 
„Die Ehekrise – Frauenfragen – Frauensorgen“ stellt einen 
Zusammenhang her zwischen einer „Ehekrise“ und der Lebens-
situation vieler Frauen, denen die Zusammenbruchgesellschaft 
psychisch wie physisch viel abverlangte – vom Zusammenleben 
mit zurückkehrenden vielfach versehrten Männern bis hin zur 
Bewältigung von Vergewaltigungen und der Reorganisation „nor-
maler“ Familienverhältnisse im Spannungsfeld von erzwungener 
Selbstständigkeit und bürgerlicher Geschlechterordnung.
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1952
Vortrag zum 
europäischen Integrationsprozess

Richard Coudenhove-Kalergi (1894-1972) war österrei-
chischer Schriftsteller und Politiker. Die Erfahrungen des 
Ersten Weltkriegs, die er als Katastrophe empfand, verar-
beitete er 1923 in einem Buch „Pan-Europa“. Hier entwi-
ckelte er das Programm für einen vereinigten europäischen 
Staatenbund. 1924 gründete er die Paneuropa-Union, die 
als die älteste europäische Einigungsbewegung gilt. Im 
Nationalsozialismus verboten, spielte Coudenhove-Kalergi 
sofort nach Beendigung des Zweiten Weltkriegs eine ent-
scheidende Rolle im europäischen Verständigungsprozess. 
Richard Coudenhove-Kalergi war der erste Träger des 
Karls-Preises, der seit 1950 in Aachen an Persönlichkeiten 
verliehen wird, die sich um den europäischen Integrati-
onsprozess verdient gemacht haben. 1952 kam somit ein 
einflussreicher Vertreter des europäischen Staatenbundes 
nach Gelsenkirchen, der 1951 an der Institutionalisierung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Mon-
tanunion) beteiligt gewesen war. Nun wurden Pläne zur 

Schaffung einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft, 
für eine Zollunion und zur Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes intensiv diskutiert.72

Der von Richard Coudenhove-Kalergi gegründeten 
Paneuropa-Union gehörten Konrad Adenauer, Franz-Josef 
Strauß, Thomas Mann an. Heute steht die Paneuropa-
Union der CSU und den Vertriebenenverbänden nahe. 
Mitglieder der Paneuropa-Union organisierten 1989 das 
Picknick am Grenzzaun zwischen Österreich und Ungarn, 
der sich für DDR-Bürger und -Bürgerinnen öffnete.
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1950
„Zehn Gebote für die Zweckmäßigkeit 
und Schönheit des Fußballspiels“ 
aus der Arbeit der „Revierarbeitsge-
meinschaft für kulturelle Bergmanns-
betreuung“

Dr. Peter Andreas-Dränert, seit 1954 Leiter des 
Gelsenkirchener Volksbildungswerkes, war eben-
falls Vorsitzender der dem Volksbildungswerk durch 
das Land Nordrhein-Westfalen 1948 zugewiesenen 
„Revierarbeitsgemeinschaft für kulturelle Bergmanns-
betreuung“. Der Bergbau bemühte sich, den Neuberg-
leuten die Integration zu erleichtern – „die Lebens-
bejahung zu wecken, jedem Einzelnen tätig Hilfe zu 
leisten, dem Bergmann und seinen Familien den Weg 
zur Gemeinschaft wieder zu erschließen für ein men-
schenwürdiges und sinnerfülltes Dasein“.73 Flüchtlinge, 
Vertriebene, Ausgebombte wanderten auf der Suche 
nach Arbeit ins Ruhrgebiet – erwachsene Männer, doch 
auch viele Jugendliche, die in Wohnheimen und Pesta-
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lozzidörfern74 untergebracht waren. In Erinnerungen finden sie 
deutliche Worte für Heimweh, Versagensängste, den Schock 
der ersten Schicht untertage.75 Erwachsenenbildung sollte hier 
„gemeinschaftsstiftend“ wirken. Dies gelang in Gelsenkirchener 

Heimen am besten über den Sport, wie eine Statistik aus dem 
Jahre 1954 zeigt.76 Die kulturelle Bergmannsbetreuung verteilte 
eine Anleitung zum Fußballspielen aus dem Jahre 1950, die an 
Aktualität nichts verloren hat! 
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1951
Urkunde eines Sportwettkampfes 
im Rahmen der „Revierarbeits-
gemeinschaft für kulturelle Berg-
mannsbetreuung“

Sport ging immer, und Sportwettkämpfe waren 
besonders beliebt. Doch gab es auch junge Bergleute, 
die das Angebot der „Revierarbeitsgemeinschaft für 
kulturelle Bergmannsbetreuung“, ein Instrument zu 
lernen, beherzt mit eigener Perspektive aufgriffen. 
Bekannt ist Günter Baier, der 1946 als Kind aus Schle-
sien vertrieben wurde und sich 1950 in den Ruhr-
bergbau anwerben ließ. Im Lehrlingsheim – so hat es 
Dagmar Kift beschrieben – lernte er Akkordeon. Er 
spielte in der Gewerkschaft Lieder aus der Arbeiter-
bewegung. Bei der „Deutschen Jugend des Ostens“ 
intonierte er Volkslieder. Mit zwei anderen Jugend-
lichen gründete er die Band „Glamour“. Sie führten 
in Kneipen das auf, für das sie brannten: Film- und 
Tanzmusik, mit Schlagzeug, Gitarre und Akkordeon.77
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1955
Programm der 
„Revierarbeitsgemeinschaft 
für kulturelle Bergmannsbetreuung“

Die akademischen, dem bildungsbürgerlichen Mi-
lieu entstammenden Erwachsenenbildner, die Mitte 
der 1950er Jahre auf einer Tagung über die Per-
sönlichkeitsbildung der Jungbergleute diskutierten, 
sprachen elaboriert über Literatur, Musik, Bildende 
Kunst, Theater, mit denen sie in Zeiten einer „um 
sich greifenden entfesselten Lebensgier“ Werte zu 
vermitteln suchten. In der Diskussion über die „geis-
tige Großmacht“ Film wird deutlich, wo sie die wahre 
geistige Bedrohung für die jungen Männer und 
darüber hinaus für die noch junge Bundesrepublik 
witterten: In der amerikanischen Massenkultur, ge-
gen die die Jugendlichen mit der großen abendländi-
schen Kulturtradition, ihren unvergänglichen Werten 
und Tugenden, ihrer Schönheit und ihrem Glanz 
immunisiert werden sollten:78 „Die Filmsüchtigkeit – 
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so wurde weiterhin in der Aussprache mit einem Hinweis auf 
die Millionenauflagen der Illustrierten, der Magazine, der von 
Amerika importierten Bildromane, Bildfortsetzungsgeschichten 
usw. betont – sei das Höchstmaß an optischer Süchtigkeit, 
die den modernen Menschen ergriffen habe.“ Man einigte sich 
darauf, durch Geschmacksbildung den Heranwachsenden die 
negativen Wirkungsfaktoren des Films zu erschließen und die 
„latente Gefahr für den regelmäßigen Kinobesucher“ darzustel-
len. Zu hoffen bleibt, dass sich die Jugendlichen damals das 
Programmangebot auf ihre Weise aneigneten und eigensinnig 
ungeplante Bildungsprozesse initiierten. Die Diskussion wirkt 
merkwürdig aus der Zeit gefallen angesichts der zeitgenös-
sischen massenmedialen Angebote, mit denen Jugendliche 

eigene Formen von Gemeinkultur entwickelten – 1956 wird es 
in Gelsenkirchen und anderswo nach dem Film „Rock Around 
The Clock“ zu Straßenkrawallen mit „halbstarken“ Jugendli-
chen kommen.

Die Tagungsdokumentation gibt allerdings einen äußerst 
dichten Einblick in die Denkweise der akademischen „Volks-
bildner“ in den 1950er Jahren. Ihre Jugendbildung reflektierte 
kaum die gesellschaftlichen Bedingungen und Bildungsvoraus-
setzungen in Hinblick auf Motivation und Möglichkeiten von Bil-
dung und bleibt ein pädagogisches Einpassungsprogramm, in 
dem wiederholt und verstärkt werden sollte, was die etablierten 
Ordnungen wollten. Eine, wenn auch nur partielle, Ausnahme 
bildete hier der Fachbereich Sport.
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1952
Plakat „Arbeit und Leben“ 

Zur Reorganisation der Erwachsenenbildung 
schrieb die britische Militärbehörde 1945 die Einrich-
tung von lokalen Aufbau-Komitees vor. Entsprechend 
ihrer Vorstellung von reconstruction und Bekämpfung 
der ignorance sollten darin alle gesellschaftlichen 
Kräfte vertreten sein, um eine breite gesellschaftliche 
Akzeptanz zu gewinnen und die Erneuerung von 
innen heraus zu gewährleisten. Ausdrücklich empfahl 
sie die Beteiligung von Frauen und Gewerkschaf-
ten, hier zeigten sich Einflüsse aus der englischen 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit. So waren in Gel-
senkirchen von Anfang an auch die Gewerkschaften 
in das Volksbildungswerk integriert. Sie verstanden 
sich 1945 als Erben der demokratischen Traditio-
nen seit den ersten Arbeiterbildungsvereinen im 19. 
Jahrhundert. Das Volksbildungswerk hoffte, durch die 
Einbeziehung der Gewerkschaften die Arbeiterschaft 
stärker an ihr Angebot zu binden. Im Oktober 1948 
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kam es auf gemeinsame Initiativen von Deutschem Gewerk-
schaftsbund (DGB) und Volkshochschulverband in Celle zur 
Gründung der Arbeitsgemeinschaft „Arbeit und Leben“. Sie 
setzte auf eine allgemeine Bildung, politische sowie soziokultu-
relle Themen und verstand sich „überparteilich und überkonfes-
sionell“. Als Ziel wurde formuliert: „Soziale Probleme denkerisch 
gestalten, erfassen und über den Beruf hinaus zu zentralen 
Problemen des Lebens vorzustoßen.“79 Inwieweit dies bereits in 
den 1950er Jahren mit den Programmen, die in Gelsenkirchen 
angeboten wurden, gelang, bleibt angesichts der Mittelschichts-
orientierung des Volksbildungswerkes zu diskutieren. 

1969 erhielt „Arbeit und Leben“ in Gelsenkirchen eine lokale 
Verankerung durch die am 24. Juni geschlossene Verein-
barung zwischen der Stadt Gelsenkirchen und dem DGB. 
Bezugnehmend auf die bereits auf Bundes- und Landesebene 
bestehende Partnerschaft wurde eine örtliche Arbeitsgemein-
schaft für politische und soziale Bildung „Arbeit und Leben“ 
gebildet. Es besteht ein Zusammenhang zwischen der örtli-
chen Gründung von VHS, Deutschem Gewerkschaftsbund 
und den Auswirkungen des Strukturwandels in einer Stadt wie 
Gelsenkirchen. „Arbeit und Leben“ sollte in besonderer Weise 
die Bildungsarbeit der städtischen Volkshochschule und des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes – Kreis Gelsenkirchen – er-
gänzen. Sie wird seitdem getragen von dem Prinzip, an der ge-
sellschaftlichen Situation der Arbeitnehmer und ihren Bildungs-

interessen anzuschließen. Sie will durch „sachliche Darstellung 
und offene Aussprache die Möglichkeit zur freien Meinungsbil-
dung geben“ sowie die „Arbeitnehmer auf ihre politischen und 
sozialen Aufgaben in Betrieb und Gesellschaft vorbereiten und 
zur Mitverantwortung und Mitbestimmung im öffentlichen Le-
ben befähigen“. Und: „Die Veranstaltungen stehen allen ohne 
Rücksicht auf Vorbildung, gesellschaftliche Stellung, Beruf-, 
Partei- und Konfessionszugehörigkeit, Rasse, Sprache, Heimat 
und Herkunft offen.“80 Was in der Formulierung auffällt, ist die 
bereits 1969 vorgenommene vielheitsbewusste Auffächerung 
der Adressatenkonstruktion. „Heimat“ und „Herkunft“ halten zu 
dieser Zeit noch die aufgezwungene Wanderungsgeschichte 
fest. „Geschlecht“ scheint hingegen kein Kriterium zu sein. 

In die Planung der Angebote von „Arbeit und Leben“ wurden 
mit dieser Vereinbarung die Leitung des Bereichs Politische 
Bildung an der VHS, der Jugendbildungsreferent der VHS, der 
Bildungsreferent des DGB, der Leiter der VHS, der Vorsitzen-
de des DGB und der Geschäftsführer von „Arbeit und Leben“ 
beauftragt. Die Planungsverantwortlichen waren auch in die 
Leitung von Seminaren und Studienfahrten eingebunden.
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1953
Plakat „Arbeit und Leben“

„Arbeit und Leben“ bot auch vor der Bildung 
der örtlichen Arbeitsgemeinschaft im Jahre 1969 
Angebote im Rahmen der Volksbildungsarbeit an, 
wie dieses Plakat zeigt. Vor allem das Prinzip, an der 
gesellschaftlichen Situation der Arbeitnehmer*innen 
und ihre Bildungsinteressen anzuschließen, erwies 
sich als einer der zentralen Anknüpfungspunkte für 
die Bildungsarbeit in Gelsenkirchen. Es begründete 
Schwerpunkte wie die Bearbeitung des Struktur-
wandels, die Entwicklung der Stadtgeschichte, 
die Ost-West-Thematik im Kalten Krieg, politische 
Bildung zur Europäischen Union, Frauenbildung. Die 
Formen des Angebots waren vielfältig: Von Wochen-
seminaren, Kursen und Werkstätten, Vorträgen, 
Filmvorführungen, Tagesseminaren bis hin zu Stu-
dienfahrten mit intensiver Vor- und Nachbereitung. 
In den 1970er Jahren konnte das Bildungsangebot 
Schritt für Schritt ausgeweitet werden. Er verfolgte 
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eine Neuausrichtung des Erwachsenenlernens im 
Konzept des Lebenslangen Lernens und wirkte auf 
dieses Konzept zurück. In vielfältiger Weise ging 
es darum, die Lebenssituation der Teilnehmenden 
zu klären und Möglichkeiten der Interessensver-
tretung – nicht allein auf den Betrieb bezogen – zu 
erörtern. Die Bildungsarbeit zielte darauf ab, „jeden 
einzelnen in seiner Fähigkeit zu stärken, sich als 
Bürger einer demokratischen Gesellschaft in sei-
nem eigenen Interesse zu engagieren.“ 81 

Die Stagnation der Zuweisungen von Bundes- 
und Landesmitteln führte bereits ab 1982 zum 
Stillstand der Aufwärtsentwicklung. Obgleich das 
Interesse zunahm, konnte das Angebot an Veran-
staltungen nicht erweitert werden, und die Planung 
von Angeboten wurde erschwert. Ab 1985 orga-
nisierte „Arbeit und Leben“ Angebote im Rahmen 
des Bildungsurlaubs. Sie werden heute, trotz aller 
Weiterbildungsrhetorik in Politik und Wirtschaft, 
weniger nachgefragt, weil die Beschäftigten Angst 
um ihren Arbeitsplatz umtreibt. 
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1953 
Das akute Ehethema, 
Veranstaltung zur Änderung 
des Familienrechts 

Am 8. Mai 1949 verabschiedete der Parlamentarische 
Rat das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. 
In Artikel 3, Abs. 2 heißt es: „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt“. Gesetze, die diesem Grundsatz wi-
dersprachen, sollten bis zum 31. März 1953 durch neue 
Regelungen ersetzt werden. Die Öffentlichkeit diskutierte 
Fragen der Gleichberechtigung intensiv, denn sie betraf 
den Letztentscheid des Mannes in Ehe- und Familienfra-
gen, die Erwerbsarbeit von Frauen, die Verfügungsgewalt 
der Frauen über eigenes Vermögen und das Modell der 
„Hausfrauenehe“. Auch im Gelsenkirchener Volksbildungs-
werk wurde das Thema aufgegriffen. Noch wusste man zu 
diesem Veranstaltungstermin nicht, dass der Gesetzgeber 
die gesetzliche Änderungs-Frist verstreichen lassen würde. 
Erst am 3. Mai 1957 wurde das „Gesetz über die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau auf dem Gebiet des 

bürgerlichen Rechts“ im Bundestag verabschiedet – viele 
Plätze im Bundestag blieben bei dieser Abstimmung leer. 
Interessant ist, dass bei dieser Veranstaltung Männer als 
Sachverständige auftreten, die Frau ist hingegen nur „Frau“, 
also Geschlechtswesen. 
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1953 
Ist Jazz Musik?

Direkt nach 1945 war Jazz für ein zumeist jugend-
liches Publikum die Musik der Befreier. Sie brachte 
Menschlichkeit, Toleranz, Solidarität, Freiheit und einen 
demokratischen Neuanfang zum Klingen. Doch ein 
Großteil der Deutschen sah in ihr den Ausbund von 
Kulturzersetzung durch amerikanische Massenkultur: 
ein Zusammenbrechen der festen Ordnung in Har-
monie, Melodie und Rhythmik, die Vermischung der 
Rassen, die Auflösung der Geschlechterordnungen bei 
Tanz und Unterhaltung. Das änderte sich langsam in 
den 1950er Jahren. Jazz wurde kulturell vereinnahmt, 
indem man ihn musikwissenschaftlich wie klassische 
Musik interpretierte und von einer Artikulation der U-
Musik (U wie Unterhaltung) zur E-Musik (E wie Ernst) 
umdeutete. Langsam bildete sich die Grenzziehung 
zwischen „seriösem“ Jazz“ und „gewaltbereitem“ Rock 
heraus. Bildungsbeflissene Musikinteressierte konnten 
sich im Volksbildungswerk mit Schallplattenbeispielen 
den Jazz hochkulturell erklären lassen.82 
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1954
Wochenprogramm vom Dezember

Dieses Programm fasst gleich drei zeitgenössische 
„heiße Eisen“ an: Wenn eine promovierte Jugend-
psychologin vom Landesjugendamt Münster über die 
Frage spricht „Wie lebt die Frau in Amerika?“, wird 
es nicht über Kosmetik oder Kücheneinrichtungen 
gehen. Im Bildungskontext denkt man eher an verun-
sicherte Eltern, die mit der Konsum-orientierung ihrer 
Töchter, den amerikanischen Modeeinflüssen, Musik-
vorlieben, Stilikonen und kulturellen Gemeinschafts-
formen überfordert sind, doch gleichzeitig einen Blick 
in den „American Way of Life“ werfen wollen. 

Aus heutiger Perspektive irritiert die Frage, ob nur 
„unser Junge“ die höhere Schule besuchen soll, und 
nicht „unser Kind“. Doch musste man 1954 noch 
Schulgeld bezahlen, und es war die Vorstellung weit 
verbreitet, dass Mädchen ja doch heirateten.

Der Theologe Fritz Wenzel bringt ein Problem zur 
Sprache, das mit der Wiederbewaffnung für viele 
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Menschen akut wurde: Die Veranstaltung fin-
det zu einer Zeit statt, als trotz massiver Pro-
teste von Friedensbewegungen seit 1950 die 
Schaffung militärischer Strukturen und der 
Aufbau der Bundeswehr bereits beschlos-
sene Sache waren. Der Bundestag hatte 
am 8. November 1950 dem französischen 
Vorschlag einer integrierten europäischen 
Armee mit deutschem Kontingent zuge-
stimmt. Die Europäische Verteidigungsge-
meinschaft (EVG) scheiterte zwar, doch die 
Pariser Verträge, die am 23. Oktober 1954 
unterzeichnet worden waren, beendeten 
das Besatzungsregime in der Bundesrepu-
blik, regelten die Stationierung der alliierten 
Truppen und nahmen die Bundesrepublik 
sowohl als Mitglied des 1948 gegründeten 
„Brüsseler Paktes“ als auch in die NATO auf. 
Dies war verbunden mit der Aufstellung einer 
eigenen Armee. Welche Position kommt an-
gesichts dieser Militarisierung so kurz nach 
dem Kriege dem christlichen Gewissen zu?83
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1956
Diskussionsveranstaltung mit Werner Höfer über 
Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen

Werner Höfer (1913-1997) war zu dieser Zeit ein Medienstar. Seit 
1952 moderierte er den „Internationalen Frühschoppen“ im Hörfunk-
programm des Nordwestdeutschen Rundfunks. Fünf bis sieben Jour-
nalisten – selten Journalistinnen – diskutierten tagesaktuelle welt-
politische Themen. Es war der erste Polit-Talk in der westdeutschen 
Medienlandschaft. Ab dem 30. August 1953 war die Sendung auch 
live im Fernsehen zu verfolgen. Dort sah man die Medienvertreter 
diskutieren, Wein trinken und Zigarren, Zigaretten und Pfeife rauchen. 
Wegen dieser fremdartigen Frühschoppen-Atmosphäre hat die Sendung 
heute einen gewissen Kultstatus. Der „Frühschoppen“ brachte sonntäglich 
Internationalität in die bundesdeutschen Wohnstuben. 1987 wurde der „Früh-
schoppen“ mit Moderator Werner Höfer abgesetzt. Der Spiegel hatte über die 
journalistische Arbeit Höfers im Nationalsozialismus berichtet und löste damit eine 
intensive öffentliche Debatte aus.
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1965
Zeiten des Wandels – 
die 1960er Jahre – 
Treffpunkt Volkshochschule

Die Sechziger Jahre stehen in der Geschichte der 
Bunderepublik für eine Zeit des Wandels in allen 
Politikfeldern. Ein Bereich, in dem dies spürbar 
wurde, stellte die Erwachsenenbildung da, so auch 
in Gelsenkirchen. Dieses Plakat von 1965, auf dem 
sich die Volkshochschule in flimmernden Punkten 
mit kinetischer Anmutung als Treffpunkt bewirbt, 
kann als verdichteter, bildlicher Ausdruck für diese 
Bewegung gelesen werden. Gestaltet wurde es vom 
„büro aicher ulm“. Otl Aicher, 1953 (Mit)Gründer der 
HdF in Ulm (Hochschule für Gestaltung), die sich 
auf die Weimarer Bauhaus-Tradition bezog, gilt als 
Wegbereiter eines aus gestaltungs- und informati-
onstheoretischen Grundlagen heraus entwickelten 
Corporate Designs und stand für ein neues Denken 
von Design, Gesellschaft, Vermittlung.84
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1968 wurde in Gelsenkirchen der Name „Volksbildungs-
werk“ offiziell abgelegt, und die Institution Erwachsenenbildung 
hieß nun „Volkshochschule“ – doch war der Name, wie dieses 
Plakat zeigt, auch zuvor schon in Umlauf. Während Stimmen 
die deutsche Bildungskatastrophe aufziehen sahen, definierten 
andere Positionen nunmehr Bildung als „allgemeines Bürger-
recht“. Dahinter stand die Vorstellung, dass Bildung in moder-
nen Gesellschaften Lebenschancen eröffnet oder verschließt. 
Für die Gesellschaft, den Einzelnen und die Einzelne, wurde 
Weiterbildung zu einer Daueraufgabe – zum lebenslangen 
Lernen. Lernen sollte nicht länger eine (oder mehrere) Phase(n) 
im Lebenslauf umfassen, sondern den Lebenslauf insgesamt 
organisieren. Hier reagierte Erwachsenenbildung konzeptionell 
auf den Wandel der Arbeitsgesellschaft mit seinen zunehmend 
flexiblen Anpassungsanforderungen. In Gelsenkirchen eröffnete 
das Studienjahr 1963 bezeichnenderweise mit einem Referat 
„Technik und Menschenwürde“.85 Struktur- und Bildungspläne 
auf Bundes- und Landesebenen schenkten der Erwachsenenbil-
dung mittlerweile gesteigerte Aufmerksamkeit. Sie verankerten 
sie als vierten selbstständigen Bereich des Bildungswesens. 

1966 übernahm Dr. Rainer Kabel als neuer Leiter das Volks-
bildungswerk. Bei seiner Einführung nannte er als Ziele seiner 
Arbeit: die Ausweitung des programmierten Unterrichts, die 
Einbeziehung von Fernlehrinstituten für Erwachsene zur Erlan-
gung der mittleren Reife und des Abiturs sowie die Hinwendung 

zum technisch konzipierten Bildungsbegriff.86 Damit setzte er 
sich dezidiert von der mittelschichtsorientierten, humanistisch-
kulturellen Bildung seiner Vorgänger ab und positionierte im 
Abschied von der montanindustriellen Gesellschaft verwertbare, 
berufsbezogene und karrierebedeutsame Bildungsangebote.87 
Die VHS nahm fertigkeits- und abschlussbezogene Kurse in ihre 
Programm auf. Damit stand Gelsenkirchen konzeptionell für ein 
zeitgemäßes und zukunftsweisendes Bildungsangebot. 

1968 organisierte Kabel ein öffentlichkeitswirksames Spektakel 
zur Eröffnung der neuen VHS-Saison: Mit einem Transparent „So 
doof seid Ihr doch gar nicht, dass ihr nicht noch lernen könnt“, 
einem LKW als Bühne, mit Musik, Lesungen der Literarischen 
Werkstatt und Theater zog er in die Stadt, um die VHS zu bewer-
ben. Damit erzeugte er überregionale Aufmerksamkeit. Jenseits 
des provokanten Spektakels markiert die Aufforderung „noch 
lernen zu können“ jedoch genau den Wandel der Erwachsenen-
bildung von einer abgeschlossenen, temporären Aktivität hin zum 
lebensbegleitenden Lernen – immer noch Lernen wollen. Mit sei-
ner Aktion stimmte er das Publikum auf diese neue, im Vergleich 
zu früheren Zeiten gänzlich anders konzeptionierte Bildungs-
vorstellung ein. Im Herbst 1970 wechselte Dr. Rainer Kabel als 
Hauptabteilungsleiter für den Bildungs- und Ausbildungsbereich 
an den Sender Freies Berlin. 1971 ernannte der Haupt- und Fi-
nanzausschuss Dr. Ulrich Jung als kommissarischen VHS-Direk-
tor. 1972 trat er schließlich offiziell sein Amt als VHS-Direktor an. 
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1968
Diskussionsveranstaltung 
zum Generationenkonflikt 

Werden wir von Opas regiert? – Mit dieser Veran-
staltung am 6. Dezember 1968 war der VHS Gel-
senkirchen unter der Leitung von Rainer Kabel ein 
richtiger Coup gelungen: Auf dem Podium saßen ne-
ben bekannten Politikern der etablierten Parteien – 
FDP, SPD, CDU – „Stars“ der Studentenbewegung, 
deren spektakuläre Aktionen mittlerweile selbst in 
den hinterletzten Winkeln der Republik zur Positi-
onierung herausforderten. Daniel Cohn-Bendit mit 
deutsch-französischer Familiengeschichte war der 
bekannteste Kopf der französischen Studentenbe-
wegung, die im Mai 1968 „Phantasie an die Macht“88 
forderte. Ihre Aktionen sprangen anders als in 
Deutschland auf die Arbeiterschaft über und führten 
zum größten Generalstreik, den das Land je gese-
hen hatte. Der Streik löste eine politische Krise aus 
und veranlasste den 78-jährigen Staatspräsidenten 
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Charles de Gaulle zum Rücktritt aus der Politik. Jens Litten war 
ein Vertreter des Hamburger Sozialdemokratischen Hochschul-
bundes (SHB). An der Universität Hamburg hatten im Oktober 
1967 zwei Studenten des SHB zur traditionellen Immatrikulati-
onsfeier ein Transparent enthüllt mit der Parole: „Unter den Ta-
laren der Muff von tausend Jahren.“ Die Zeitangabe stand nicht 
allein für einen langen Zeitabschnitt des Stillstands, sondern 
spielte sprachspielerisch auf die Verstrickung der Professoren-
schaft in das nationalsozialistische 1000-jährige Reich und die 
fehlende Aufarbeitung an. Damit war der Generationenkonflikt 
markiert.89 Reinhard Wolff war Soziologe und engagiert für eine 
nicht autoritäre Erziehung. Claus-Hinrich Casdorff leitete 1968 
das von ihm gegründete zeitkritische Fernsehmagazin „Moni-
tor“. Es gehörte zu den Medien, die die jugendlichen Proteste 
massenmedial verbreiteten und sie durch die Geschwindigkeit 
des Informationsflusses vorantrieben. Sie ermöglichten das 
Gefühl weltweiter Gemeinsamkeit und der Gleichzeitigkeit 
politischer Bewegungen: The Times They Are A Changing (Bob 
Dylan). Heinrich Windelen war als konservativer CDU-Politiker 
bekannt. Was die Liberale Lieselotte Funke vom Generationen-
konflikt hielt, ist schwer rekonstruierbar. Als Politikerin war sie 
als Frau jedenfalls nicht unbedingt gleichberechtigt mitgedacht, 
wenn es um die Frage des „Regierens“ ging: Die große Koaliti-
on unter Kiesinger hatte mit Käthe Strobel erst eine Ministerin 
(für Gesundheit), 1969 übernahm Änne Brauksiepe dann das 

Amt der Familienministerin. Die Liberalen waren Anfang 1968 
nach anfänglichen Sympathien auf Distanz zu den Studieren-
den gegangen. Und der Vertreter der SPD, Hugo Collett, muss-
te mit Vorwürfen rechnen, dass seine Partei als Teil der großen 
Koalition die Notstandsgesetze mit verabschiedet hatte. 

Der politische Konflikt hatte sich in der Bundesrepublik durch 
den Tod des Studenten Benno Ohnesorg, der am 2. Juni 1967 
durch den West-Berliner Polizisten Karl-Heinz Kurras erschos-
sen worden war, verschärft. Die angebliche Entwicklung der 
Bundesrepublik hin zum rückwärtsgewandten Staat schien 
durch den Altersdurchschnitt der Großen Koalition und die von 
ihr nach Massenprotesten dennoch verabschiedete Notstands-
gesetzgebung eingeleitet. Die Wahlerfolge der rechten NPD 
verliehen dieser Analyse zusätzliche Plausibilität.

In Gelsenkirchen sah man so viel Protestpotential auf der 
Bühne mit gemischten Gefühlen und war hinterher fast ein we-
nig enttäuscht, dass die Revolution ausgeblieben und stattdes-
sen über einen Reformweg diskutiert wurde. 

Bei einer Gelsenkirchener Veranstaltung zu Widerstandrecht 
und Demokratie im Mai 1968 hatte der Referent, Erich Rei-
grotzki, Professor für Staatswissenschaften an der Universität 
Marburg, dem Gelsenkirchener Publikum bereits die Angst 
vor „französischen Verhältnissen“ genommen: „Aber franzö-
sische Verhältnisse werden wir hier nicht bekommen, denn in 
Deutschland ist das Betreten des Rasens verboten.“90
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1970
Diskussionsveranstaltung 
zur neuen Ostpolitik

Eines der umstrittensten Themen in der politischen Kultur 
der Bundesrepublik gen Ende der 1960er Jahre war die 
neue Ostpolitik der sozialliberalen Koalition Brandt/Scheel. 
Unter dem Motto „Wandel durch Annäherung“ stellte sie die 
Beziehungen zur Sowjetunion sowie zu Polen auf eine neue 
Grundlage und regelte die innerdeutschen Beziehungen 
neu. Auf Grundlage der Position, dass die kommunistische 
Herrschaft im Osten nicht beseitigt, sondern nur langfristig 
verändert werden könne, verabschiedete sich die Ostpolitik 
von einer Politik des „Alles oder Nichts“ (Egon Bahr). Als 
umkämpftes Feld in der bundesdeutschen Öffentlichkeit 
galt die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als westliche 
Staatsgrenze Polens durch die Bundesrepublik, die, so wur-
de vorgetragen, einer Aufgabe der ehemaligen deutschen 
Ostgebiete gleichkäme. Der auf dem Podium vertretene 
Heinrich Windelen, CDU Politiker aus Warendorf, lehnte als 
Heimatvertriebener die neue Ostpolitik entschieden ab.
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1972
Ein Haus für die Erwachsenenbil-

dung, Kopie der Urkunde, die in 
einer „Zeitkapsel“ im Fundament 
des neuen Bildungszentrums auf 

der Ebertstraße eingemauert ist

Seit Mitte der 1950er Jahre diskutierte man in 
Gelsenkirchen ein eigenes Haus für die Erwach-
senenbildung. Man wollte kein Stiefkind auf dem 
Bildungssektor mehr sein und forderte das, was für 
andere Bildungseinrichtungen selbstverständlich 
war: eigene Räume. In Gelsenkirchen klagten 1957 
die Dozenten und Dozentinnen des Volksbildungs-
werkes den unhaltbaren Zustand an, „Erwachsene 
auf die für sie nicht geschaffenen und auch nicht 
geeigneten Räume in den verschiedensten Schul-
gebäuden der Stadt zu verweisen“. Dies sei „heute 
nicht mehr tragbar.91 Sie forderten ein „Bildungsheim“ 
für Gelsenkirchen. Als Beispiele verwiesen sie auf 
die „insel“ in Marl, die sich seit ihrer Eröffnung 1955 
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als Gebäude der Erwachsenenbildung zum kommunikativen 
Treffpunkt entwickelt hatte, und auf das Fritz-Henßler-Haus in 
Dortmund, das 1956 seiner Bestimmung übergeben wurde. 
Die Dozentenvereinigung erinnerte die Stadtverwaltung sogar 
daran, dass nach dem Volkshochschulgesetz das Land NRW 
zu den aufgewendeten Mitteln einen Zuschuss von 20 bis 25 
Prozent gewähren würde.92 1960 formulierte die 8. Mitglie-
derversammlung des Deutschen Volkshochschulverbandes 
einen Aufruf: Eine „immer wieder verlangte Intensivierung der 
modernen Erwachsenenbildung in unserer sich wandelnden 
Gesellschaft“ müsse auch dazu führen, „die Bemühungen um 
den Bau von Volkshochschul-Häusern zielbewusst und rasch 
… zu verstärken“.93 

Schon vor dem Ersten Weltkrieg hatte man in Gelsenkirchen 
an ein Haus der Bildung gedacht.94 Seit den Planungen zum 
Bau des Musiktheaters war in Gelsenkirchen auch ein Haus 
der Erwachsenenbildung gegenüber dem Stadttheater als mar-
kantes Entree in die Stadt vorgesehen. 1960 sollten 6.000.000 
Deutsche Mark in den Haushalt eingestellt werden, für ein 
„Haus der Kulturen“, das aus Volkshochschule, der Stadtbü-
cherei, der städtischen Kunstsammlung und aus Verwaltungs-
räumen bestehen sollte. Doch noch kam es nicht dazu, und der 
Projektname „Haus der Kulturen“ wurde im Kalten Krieg wegen 
der Kulturhäuser, die in der DDR unter diesem Namen geführt 
wurden, durch einen unverfänglicheren Namen ersetzt.95 Die 

Grundsteinlegung für das vom Architekten Harald Deilmann 
geplante und in den Stadtumbau eingepasste Bildungszentrum 
erfolgte am 24. September 1968. In Planung, Bau und Ausstat-
tung flossen nun Mittel aus Strukturentwicklungsgeldern des 
Landes, denn in der Zwischenzeit hatte in Gelsenkirchen die 
Kohlenkrise mit voller Härte durchgeschlagen.

Am 30. Juni 1966 war auf Graf Bismarck, eine der moderns-
ten und leistungsstärksten Zechen, die letzte Schicht gefahren 
worden. Die Stilllegung der Zeche Dahlbusch, von Rheinstahl 
Union Brückenbau, der Kokerei Nordstern, Teilentlassungen 
in anderen Betriebszweigen: Im April 1967 war die Zahl der 
Arbeitslosen im Arbeitsamtsbezirk Gelsenkirchen auf über 
13.000 gestiegen, das waren 6,2 Prozent. Die Schließung der 
Zeche Unser Fritz in Wanne und der Schachtanlage 1/6 der 
Zeche Consol brachte noch einmal 1.700 Arbeitslose, kleinere 
Stilllegungen von Betriebsteilen nicht mitgerechnet. In dieser 
Situation bekam die finanzielle Unterstützung des Landes für 
ein „Bildungszentrum“ eine ganz neue Dimension. 

Am Freitag, den 21. Januar 1972 wurde das Bildungs-
zentrum durch den Kulturminister des Landes NRW, Jürgen 
Girgensohn, feierlich eröffnet. Girgensohn skizzierte in seiner 
Eröffnungsrede das Weiterbildungssystem der Zukunft als 
Anpassung an die sich ständig wandelnde Umwelt. Laut Zei-
tungsbericht habe die Stadt – so Oberbürgermeister Löbbert 
– im neuen Bildungszentrum die Voraussetzung geschaffen, 
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„Lernen erwachsenengemäß zur 
Freude zu machen“ und man habe 
hier „optimale Bedingungen für neue 
Bildungsimpulse geschaffen“.96 Am 22. 
Januar besuchten 3.000 Interessierte 
das neue Bildungszentrum, um sich 
einen eigenen Eindruck zu verschaffen. 
Ihr Interesse galt besonders so moder-
nen Lernräumen wie dem Sprachlabor 
und dem Fernsehstudio.97
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1975
Weiterbildung als kommunale Pflicht-
aufgabe, Werbeplakat für die Volks-
hochschulen

Die Wandlungsprozesse der 1960er Jahre münde-
ten in die Bildungsreformen der 1970er Jahre. Schaut 
man auf die konzeptionellen Überlegungen von Par-
teien, Gewerkschaften, von Bildungskommissionen, 
dem deutschen Städtetag oder dem Volkshochschul-
verband, so kann diese Zeit geradezu als ein Jahr-
zehnt von Bildung und Erziehung gelten: Dr. Ulrich 
Jung leitete nicht nur die VHS Gelsenkirchen, sondern 
er gehörte auf der politischen Bühne zu den Gestal-
tern der Weiterbildung. Er arbeitete das nordrhein-
westfälische Weiterbildungsgesetz mit aus, das 1975 
in Kraft trat. Es integrierte die Weiterbildung in das Bil-
dungssystem, verankerte es dort als selbstverständ-
lichen Teil eines vielgestaltigen Bildungssystems, 
machte Weiterbildung und seine Weiterentwicklung 
zur kommunalen Pflichtaufgabe. Dieses Weiterbil-
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dungsgesetz führte zu einem Ausbau der hauptamtlichen Stel-
len für Erwachsenenbildung und zur ihrer Professionalisierung. 
Die anfänglich gute finanzielle Ausstattung des Landes wurde 
jedoch bereits ab 1981 wieder zurückgefahren. 

Das Bildungsangebot in Gelsenkirchen reagierte pragmatisch 
auf die Wirtschaftskrise und auf die Veränderungen in der Arbeits-
welt. So fand 1974 der erste Kurs zur elektronischen Datenverar-
beitung statt: Die Digitalisierung der Arbeitswelt nahm also bereits 
in den 1970er Jahren ihren Anfang. Es wurden 1975 erstmals 
Prüfungen zum nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlus-
ses und der Fachoberschulreife durchgeführt. Zertifikate in Elek-
trotechnik und Elektronik wurden ausgestellt. Die VHS baute mit 
Projektmitteln eine kommunale Beratungsstelle für Weiterbildung 
auf, die allerdings nach Auslaufen der Förderlinie wieder ge-
schlossen werden musste. Lehrgänge bereiteten auf anerkannte 
Abschlüsse bei der Industrie- und Handelskammer zum Beispiel 
zur „Geprüften Sekretärin“ vor. Angebote, die Sprecherziehung 
mit Körpersprache und Rhetorik verbanden, stießen auf Interesse. 
1978 richtete die VHS in Gelsenkirchen Alphabetisierungskurse 
ein. Dies führte zu Schlagzeilen in der Presse und zu Befürchtun-
gen um den Ruf der Stadt. Doch reagierte die VHS damit auf ein 
Bedürfnis und griff ein großes gesellschaftliches Tabu auf. Auch 
mit dem Ausbau ihres Angebots „Deutsch als Zweitsprache“, 
verstärkt seit 1983, blieb sie ihrem Leitbild treu, Menschen zu be-
fähigen, sich zu artikulieren, mitzubestimmen und mitzumachen. 

In den 1970er und 1980er Jahren entwickelte sich die Volks-
hochschule zudem zu einem Ort der Frauenöffentlichkeit. In Ge-
sprächskreisen, Kursen, Wochenendseminaren wurden Frauen 
mit Gleichberechtigungs- und Vereinbarkeitsthemen im Sinne 
„Frauen können mehr“ angesprochen. Diese Frauenöffentlich-
keit schloss auch türkische Frauen ein, die zu Sprachkursen 
und Gesprächskreisen kamen. Wichtig für längerfristige Ent-
wicklungsprozesse erwies sich die Kontinuität, die mit sinkender 
Finanzierungssicherheit allerdings zunehmend gefährdet war. 

Den Zusammenhang von Wirtschaftskrise und Erwachsenen-
bildung kann man anschaulich an den Angeboten sehen, die 
die VHS seit 1980 zur Qualifizierung von Jugendlichen für den 
Arbeitsmarkt anbot: Die Bundesrepublik befand sich Mitte der 
1970er Jahre in einer schweren Wirtschaftskrise. In Nordrhein-
Westfalen stieg die Jugendarbeitslosigkeit. Die Betriebe stellten 
weniger Ausbildungsplätze zur Verfügung, es gab immer weni-
ger Möglichkeiten, als Ungelernte an Aushilfsjobs zu kommen. 
Die Bereitschaft, einen qualifizierten Beruf zu erlernen, nahm 
zu. Die geburtenstarken Jahrgänge drängten auf den Arbeits-
markt. In dieser Situation stieg vor allem der Selektionsdruck 
auf Schülerinnen und Schüler von Haupt- und Förderschulen. 
Die VHS bot hier anerkannte Bildungswege an.98
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1983
Stadtgeschichte als Thema 
in der Volkshochschule

Dieses Plakat erinnert einen wichtigen Be-
reich der politischen Bildungsarbeit von VHS 
und „Arbeit und Leben“: die Befassung mit 
Stadtgeschichte als politischer Bildung. In einer 
Zeit, in der nicht nur Arbeitsplätze, sondern 
durch stadtplanerische Großprojekte auch räum-
liche Gewissheiten verloren gingen, bot Stadtge-
schichte die Möglichkeit, sich historisch-kritisch 
mit Wandel auseinanderzusetzen und der Frage 
nachzugehen: Wem gehört(e) die Stadt? Zu 
Beginn standen Fragen zum Nationalsozia-
lismus. Ab 1979 arbeitete eine Werkstatt zum 
Thema „Gelsenkirchen 1933-45. Beispiele des 
Widerstands“. Noch konnten die Teilnehmenden 
Zeitzeugen und Zeitzeuginnen befragen und Do-
kumente sichern. Die Ergebnisse wurden 1980 
in einer Broschüre veröffentlicht, der 1982 eine 
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erweiterte Publikation folgte.99 Die stadtgeschichtlichen 
Aktivitäten führten zu zwei Lesebüchern,100 einem 
Frauengeschichts-Projekt,101 zu Straßenbenennungen, 
Stadtteilgeschichten,102 Stadtrundfahrten und Stadt-
revuen. Aus einem Zeitzeug*innenprojekt zur Beklei-
dungsindustrie ging eine Ausstellung hervor, und es 
entstand die bis heute einzige umfassende Publikation 
zum Verlust von Frauenarbeitsplätzen im Ruhrgebiet als 
Folge der Globalisierung.103 In einer Geschichtswerkstatt 
zum „Schalker Verein“ bearbeiteten Betroffene und Angehö-
rige das langsame Ende einer Großindustrie und ihren Kampf 
um den Erhalt von Arbeitsplätzen. Stadtgeschichte als Werks-
geschichte machte deutlich, wie Unternehmen und Zechen 
die sozialräumliche Entwicklung ganzer Stadtteile bestimmten 
und wie sie mit den Erfahrungen, Biografien und Milieus der 
Belegschaft verschmolzen.104 Wie eng die Volkshochschule mit 
dem wahren Leben verknüpft war, zeigt sich an der Entstehung 
dieses Projektes: Während Betriebsräte und Vertrauensleute 
mit der örtlichen Arbeitsgemeinschaft „Arbeit und Leben“ auf ei-
nem Wochenendseminar diskutierten, kam die Nachricht, dass 
der letzte Hochofen des „Schalker Vereins“ stillgelegt werden 
sollte. Stadtgeschichte galt in diesen Projekten nicht einer 
nostalgischen Rückschau, sondern diente dazu, sich eigener 

Erfahrungen zu versichern. Sie beinhaltete deshalb neben der 
Befassung mit einer Geschichte, die man – wenn auch nicht 
immer aus freien Stücken – mitgestaltet hatte, auch die Mög-
lichkeit, den schmerzhaften Verlust von Arbeitsplatz, sozialer 
Anerkennung, Selbstbewusstsein, Lebensumfeld, biografischer 
Verankerung zu bearbeiten.
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1984 
Wenn es um Politik geht 

Das Angebot im VHS-Fachbereich „Politik/Ge-
sellschaft“ war überwiegend bei „Arbeit und Le-
ben“ angesiedelt. Es sollte Menschen zu Mitver-
antwortung und Mitbestimmung im öffentlichen 
Leben befähigen, Meinung zu äußern und ihre 
Interessen zu vertreten. Menschen mit einheimi-
schen und ausländischen Wurzeln kamen hier 
zusammen. Die Volkshochschule Gelsenkirchen 
ist mit dieser Programmatik der Ermächtigung 
in die Geschichte der Bundesrepublik eingegan-
gen: Hier wurde ein wichtiger Arbeitsgerichts-
prozess um gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
vor- und nachbereitet.105 Die Volkshochschule 
stellte Raum und Ressourcen zur Verfügung, um 
das Vorgehen zu erörtern, Erfahrungen zu bün-
deln, Selbstbewusstsein aufzubauen, Strategien 
zu entwickeln und Solidarität zu organisieren: 
Nachdem Arbeitnehmerinnen bei den Fotobetrie-
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ben Heinze in Gelsenkirchen gesehen hatten, dass 
ihre männlichen Kollegen eine außertarifliche Zulage 
von durchschnittlich 1,50 DM erhielten, obgleich sie 
an den gleichen Arbeitsplätzen beschäftigt waren 
wie sie, wollten sie dies nicht weiter hinnehmen. Sie 
klagten Anfang 1979 mit Unterstützung der Gewerk-
schaft auf Gleichbehandlung. Nach einer Niederlage 
vor dem Landesarbeitsgericht in Hamm entschieden 
sie sich, mit Unterstützung gewerkschaftlicher, politi-
scher, kirchlicher, frauenbewegter Solidarität vor das 
Bundearbeitsgericht nach Kassel zu ziehen. Der 5. 
Senat des Bundesarbeitsgerichtes gab schlussend-
lich den Klägerinnen am 9. September 1981 Recht! 
Das Urteil sollte Signalwirkung entfalten. Kurz nach 
dem gerichtlichen Sieg stand die Firma Heinze vor 
der Insolvenz. Im Ergebnis gingen die Frauen damit 
leer aus. Doch stellt dieser Arbeitskampf ein imma-
terielles Kulturerbe dar, das dem hoch aufragenden 
Fördergerüst von Zollverein als Markenkern und 
materielles Kulturerbe des Ruhrgebiets durchaus das 
Wasser reichen kann. Die Volkshochschule hat als 
Bildungseinrichtung Erwachsene mit dazu befähigt, 
eigene Interessen wahrzunehmen, Ausdruck zu 
finden und Maßverhältnisse des Politischen (Oskar 
Negt/Alexander Kluge) aufzuzeigen.



2018
Plakat mit 
Einbürgerungsstatistik 

Die VHS entwickelt(e) sich weiter mit den 
gesellschaftlichen Bildungsanforderungen. 
Sie führt als anerkannte Prüfstelle in regelmä-
ßigen Abständen Einbürgerungstests durch 
und folgt damit bis auf den heutigen Tag einer 
Idee der Gründungszeit: Zusammenleben, 
zusammenhalten. An der VHS können Schul-
abschlüsse erarbeitet werden und internati-
onal anerkannte Sprachzertifikate, die zum 
Studium im Ausland befähigen. Über die Ent-
wicklung des Programmbereichs „Gesundheit 
und Umwelt“ in Gelsenkirchen von Kursen zur 
Hygiene (1919) bis hin zu Achtsamkeitsyoga 
(2019) ließe sich ein eigener interessanter 
Beitrag über die gesellschaftliche Verfasstheit 
von Bildungsbedürfnissen, über Leiblichkeit 
und Umweltbedingungen verfassen.

Einbürgerungstest 2018

Wer in Deutschland die Deutsche Staatsbürgerschaft erlangen will, muss seit 2008
neben Deutschkenntnissen auch gesellschaftspolitisches Wissen nachweisen. Dies
erfolgt durch den Einbürgerungstest, der an VHS abgelegt werden kann.
Der  Einbürgerungstest  besteht  aus  310  Fragen,  300  Fragen  bezüglich  der
deutschen Kultur, Geschichte, Geographie und Rechtsordnung und 10 Fragen über
das jeweilige Bundesland, in dem man den Test macht. Für den Test hat man eine
Stunde Zeit. Innerhalb der 60 Minuten muss man die 33 Fragen lösen. Bestanden ist
der Test, wenn man 17 Fragen richtig beantwortet hat.

Im Jahre 2018 haben an der VHS Gelsenkirchen 153 Einbürgerungswillige aus 40
verschiedenen Ländern an dem Einbürgerungstest teilgenommen.

Albanien 7
Algerien 1
Angola 1
Argentinien 2
Belgien 1
Bosnien 6
Brasilien 1
Bulgarien 1
Großbritannien 3
Dom. Republik 2
Frankreich 1
Ghana 2
Griechenland 2
Irak 9
Iran 1
Israel 1
Italien 4
Jordanien 2
Kamerun 3
Kolumbien 1
Kongo 2

Kosovo 5
Libanon 3
Libyen 2
Marokko 10
Mazedonien 2
Niederland 1
Nigeria 4
Pakistan 3
Polen 9
Rumänien 11
Russland 1
Serbien 6
Sri Lanka 1
Südafrika 1
Syrien 5
Türkei 27
Ukraine 5
Ungarn 1
Vietnam 3
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Am Ende seiner Direktorentätigkeit 2006 sah Dr. Ulrich 
Jung, wie die Euphorie des Bildungsaufbruchs langsam einer 
Normalisierung und einem Pragmatismus gewichen war. 
Erwachsenenbildung umfasste zunehmend den Erwerb von 
Zertifikaten und war gefordert durch die Selbstoptimierungsan-
sprüche ihrer Kund*innen für einen flexibilisierten Arbeitsmarkt. 
Sie öffnete sich hin zur Arbeitsmarktpolitik, zur Sozialpolitik, zu 
Gesundheitsfürsorge, Freizeit- und Kulturbetrieb. Damit geriet 
sie seit den 1990er Jahren unter einen betriebswirtschaftlichen 
Legitimationszwang, muss sich nun auch am Markt behaupten 
und mit einer Vielzahl neuer kommerzieller Bildungsanbieter 
konkurrieren. Hier kann sie mit institutionellem und symboli-
schem Kapital punkten. Aufgrund der sich ständig verändern-
den Rahmenbedingungen gilt es, Themen und Fragen immer 
wieder aktuell in Handlungskonzepte für einen umfassenden 
Bildungsauftrag zu übersetzen. In der politischen Diskussion 
werden der Erwachsenenbildung – wie der Bildung insge-
samt – heute große gesellschaftliche Aufgaben zugewiesen: 
Diversität, Integration, Inklusion, Prävention und Demokratie-
fähigkeit. Damit steht Weiterbildung auch heute – wie 1919 
– in der öffentlichen Verantwortung, zum Zusammenhalt der 
Gesellschaft beizutragen. Im Jahre 2019 arbeiten an der VHS 
Gelsenkirchen neben den hauptamtlichen Pädagogischen 
Mitarbeiter*innen rund 300 freie Dozent*innen. War die VHS ab 
2012 mit der Abteilung Stadtbibliothek im „Referat Außerschu-

lische Bildung“ zusammengeschlossen, so ist sie seit dem 1. 
März 2019 eine Abteilung im „Referat Bildung“, in dem von der 
vorschulischen Bildung bis zum Lebensbegleitenden Lernen 
alle Bildungsbereiche zusammengeschlossen sind.

Während dieser Text entsteht, droht eine Neuregelung der 
Umsatzsteuerbefreiung für „allgemeine“ Bildungsangebote. 
Begründet mit einer EU-rechtlichen Anpassung zielt der am 31. 
Juli 2019 vom Bundeskabinett verabschiedete Entwurf auf eine 
Engführung der Umsatzsteuerbefreiung auf den Schul- und 
Hochschulunterricht sowie die berufliche Bildung. Allgemeine 
Bildung wird von der beruflichen Bildung getrennt, und die 
Umsatzsteuerbefreiung soll nur für Weiterbildung als beruflich 
verwertbares Anpassungslernen gelten, um die „employability“, 
die Beschäftigungsfähigkeit, zu erhöhen. Es steht zu befürch-
ten, „dass die allgemeine Weiterbildung, die den überwiegen-
den Teil des Kursangebots der Träger der öffentlich verantwor-
teten Weiterbildung ausmacht, künftig nicht mehr im bisherigen 
Umfange von der Umsatzsteuer befreit sein wird.“106 Es droht 
eine Verteuerung der Weiterbildung. Und dies hat Konse-
quenzen für den Zugang zum lebenslangen Lernen: Dies hat 
Auswirkungen auf die Menschen, die nicht oder nicht mehr er-
werbstätig sind – Senior*innen, Menschen mit Behinderungen, 
Frauen und Männer in Elternzeit, sorgende Angehörige? Durch 
zusätzliche Kosten werden sie in ihrer persönlichen Entfaltung 
oder an der aktiven sozialen, politischen und kulturellen Teilha-
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be gehindert. Zudem ist diese Abspaltung nicht im Sinne der 
EU-Kommission, die bereits 1995 herausstellte, dass sich eine 
Differenzierung zwischen beruflicher und allgemeiner Weiterbil-
dung nicht mehr vornehmen lässt: Allgemeinbildende, berufs-
begleitende und -vorbereitende Bildung sind stets miteinander 
verzahnt. Trotz prominenter Reden zur Bedeutung von Wei-
terbilddung angesichts von Digitalisierung und Dynamisierung 
aller Lebensbereiche droht eine empfindliche Veränderung der 
Rahmenbedingungen für das Lernen Erwachsener.

Schaut man nicht auf politische, finanzielle, institutionelle 
Dimensionen der Erwachsenenbildung in ihrer Entwicklung, 
sondern auf die Inhalte des Programmangebots, so finden 
sich noch immer Interessensschwerpunkte in der allgemeinen 
Weiterbildung, die die Kollegen im Sinne teilnahmeorientierter 
Angebote auch 1919 für ihr Programm wählten: „Ausgewählte 
Kapitel aus dem bürgerlichen Recht einschl. Handels- und Ge-
sellschaftsrecht“ heißt heute: „Recht für Existenzgründer*innen 
– ein Überblick“, „Der deutsche Roman des 19. Jahrhun-

Albanien: 7 Algerien: 1

Iran: 1

Nigeria: 4 Pakistan: 3 Polen: 9 Rumänien: 11 Russland: 1 Serbien: 6 Sri Lanka: 1

Israel: 1 Italien: 4 Jordanien: 2 Kamerun: 3 Kolumbien: 1 Kongo: 2

Argentinien: 2Angola: 1 Belgien: 1 Bosnien: 6 Brasilien: 1
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derts“ heißt heute „Literatur im Gespräch“, die „Einführung in 
die städtischen volkstümlichen Sinfonie- und Chorkonzerte“ 
heißt heute „Musiktheater intensiv“, „Hygiene“ heißt heute: 
„Schimmelpilz: Vorbeugung und Maßnahmen nach einem 
Befall.“ „Deutsch“, „Rechnen“ und „Erdkunde“ stehen eben-
falls noch im Programm. Und schaut man sich die allerersten 
Volkshochschul-Programme genauer an, so verbirgt sich hinter 
den zahlreichen Deutschkursen nichts anderes als das heutige 
Angebot „Deutsch als Zweitsprache“: „Praktische Anleitung im 

richtigen Sprechen und Schreiben. Besondere Übungen in der 
Anwendung der Fälle. Briefstil.“107 Hier konnte man lernen, eine 
Eingabe oder Beschwerde richtig zu verfassen und ange-
sichts der Muttersprachen – Plattdeutsch in vielen Varianten, 
Ostpreußisch, Masurisch, Polnisch – sicher Hochdeutsch zu 
schreiben und zu sprechen. Damit es für die Bildungsbeflisse-
nen in Gelsenkirchen ab 1919 nicht weiterhin heißen musste: 
„Gib mich die Kirsche“.

Sri Lanka: 1 Südafrika: 1 Syrien: 5 Türkei: 27 Ukraine: 5 Ungarn: 1 Vietnam: 3

Kongo: 2 Kosovo: 5 Libanon: 3 Libyen: 2 Marokko: 10 Mazedonien: 2 Niederlande: 1

Bulgarien: 1 Großbritannien: 3 Dom. Republik: 2 Frankreich: 1 Ghana: 2 Griechenland: 2 Irak: 9
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